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Die Finanzierung der Landkreise basiert im wesentlichen auf den 
Finanzzuweisungen der Länder und der Kreisumlage. Damit stellt sich die 
Frage, wie die Schlüsselzuweisungen und die Kreisumlage als Instrumente 
des kommunalen Finanzausgleichs so miteinander verknüpft werden können, 
daß im kreisangehörigen Raum eine den jeweiligen Aufgaben entsprechende 
Finanzausstattung zustande kommt. Dieses Problem wird am Beispiel des 
kommunalen Finanzausgleichs von Rheinland-Pfalz diskutiert. Der Verfasser zeigt 
insbesondere, daß die Verteilung der Schlüsselzuweisungen bei sachgerechtem 
Einsatz der Kreisumlage nicht zu einer Übernivellierung zwischen den 
rheinlandpfälzischen Landkreisen führt.
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A. Einführung 

1. Die Finanzierung der Landkreise 

Die Kreise sind konstitutiver Teil des föderativen Staatsaufbaus 
der Bundesrepublik Deutschland. Als Leistungsträger auf der 
kommunalen Ebene verfügen sie über das Recht auf Selbstver-
waltung. Eine Besonderheit besteht darin, daß die Kreise einer-
seits Gemeindeverbände und andererseits unmittelbar demokra-
tisch legitimierte Gebietskörperschaften sind. Ersteres begründet 
einen Anspruch auf frei verfügbare eigene Einnahmen, letzteres 
rechtfertigt eine Refinanzierung bei den kreisangehörigen Ge-
meinden über die Kreisumlage1. Die kommunale Finanzautono-
mie ist allerdings auf der Kreisebene relativ begrenzt, denn die 
Landkreise verfügen nicht über ins Gewicht fallende eigene Steu-
ereinnahmen2. Ihre Haupteinnahmequelle neben der Kreisumlage 
bilden vielmehr die Finanzzuweisungen der Länder. Insofern kann 

man sagen, daß sich die Finanzkraft der Kreise erst im kommuna-

len Finanzausgleich konstituiert. 

Entscheidend geprägt wird die finanzielle Situation der Kreise da-
mit durch die Gestaltung der Finanzzuweisungen, insbesondere 
der Schlüsselzuweisungen. infolgedessen stellt sich das Problem, 

wie die Schlüsselzuweisungen und die Kreisumlage als Instrumen-
te des kommunalen Finanzausgleichs so miteinander verknüpft 
werden können, daß im kreisangehörigen Raum eine sachgerech-
te, den jeweiligen Aufgaben entsprechende Finanzausstattung 
der Kreise und ihrer Gemeinden zustande kommt. Dieses Zusam-

1 Vgl. A. v. Mutius, Verfassungsrechtliche Aspekte einer Reform des Kreisfinanz-
systems, in: Der Landkreistag, 1985, S. 133. 

2 Die vergleichsweise geringe Einnahmenautonomie der Kreise hat immer wieder 
zu Forderungen nach einer direkten Beteiligung am Steueraufkommen geführt. 
Vgl. A. Günther, Verbesserung der Kreisfinanzen, in: F. Wagener (Hrsg.), Kreis-
finanzen, Göttingen 1982, S. 114 ff; E. Recker, Mehr Finanzautonomie für die 
Kreise, in: Der Landkreistag, 1985, S. 129 ff. 
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menspiel von Schlüsselzuweisungen und Kreisumlage steht im 

Vordergrund der folgenden Analyse der Finanzierung der Land-

kreise in Rheinland-Pfalz. 

Anlaß für die Auseinandersetzung mit diesem in der Finanzwis-

senschaft relativ wenig diskutierten Problem des kommunalen Fi-

nanzausgleichs war ein Rechtstreit zwischen dem Landkreis Ger-

mersheim und dem Land Rheinland-Pfalz über die Höhe der dem 

Landkreis zustehenden Schlüsselzuweisungen. Die vorliegende 

Arbeit stellt die leicht überarbeitete und erweiterte Fassung eines 

finanzwissenschaftlichen Gutachtens dar, das der Verfasser in 

diesem Zusammenhang dem Land Rheinland-Pfalz erstattet hat1. 

Unabhängig von den Besonderheiten des rheinland-pfälzischen 

Finanzausgleichs verdienen die Überlegungen jedoch allgemeines 

Interesse, da die Finanzierung der Landkreise in allen Bundeslän-

dern, wenn auch in unterschiedlicher Weise, über die beiden In-

strumente Schlüsselzuweisungen und Kreisumlage erfolgt. 

2. Problemstellung und Aufbau der Arbeit 

Im kommunalen Finanzausgleich von Rheinland-Pfalz werden die 

Schlüsselzuweisungen, die dem kreisangehörigen Raum insge-

samt zufließen, im Verhältnis 69 zu 31 auf die Landkreise auf der 

einen und die kreisangehörigen Gemeinden auf der anderen Seite 

verteilt. Dieses Verfahren hat Kritik hervorgerufen. Nach Finanz-

1 Hintergrund des Gutachtens war ein vor dem Verfassungsgerichtshof Rhein-
land-Pfalz anhängiges Normenkontrollverfahren (Az VGH N 2/97) gegen § 10 
Abs. 3 und§ 11 Abs. 2 des Landesgesetzes über den Finanzausgleich (FAG). 
§ 10 Abs. 3 bezieht sich auf den Ansatz der Bedarfsmeßzahl, § 11 Abs. 2 auf 
die Ermittlung der Finanzkraftmeßzahl der kommunalen Gebietskörperschaften. 
Dem Verfahren lag ein Vorlagebeschluß des 7. Senats des Oberverwaltungsge-
richts Koblenz (Az 7 A 12002/93.OVG) zugrunde, der die genannten Bestim-
mungen des FAG für verfassungswidrig hielt. Der Verfassungsgerichtshof 
Rheinland-Pfalz entschied dagegen am 30. Januar 1998, daß§ 10 Abs. 3 und 
§ 11 Abs. 2 des FAG mit der Landesverfassung vereinbar sind. 

10 



ausgleich könne es zu einer Umkehrung der Finanzkraftrangfolge 
zwischen den rheinland-pfälzischen Landkreisen kommen. Der 

Versuch einer Korrektur dieser „Übernivellierung" oder „Überkom-
pensation" mit Hilfe der Kreisumlage behebe die Übernivellierung 
nicht, sondern führe zu vielfältigen weiteren Verzerrungen, vor al-

lem zwischen den kreisangehörigen Gemeinden1. 

Diese Arbeit dient in erster Linie der Überprüfung der These, die 
Verteilung der Schlüsselzuweisungen gemäß § 10 Abs. 3 und 
§ 11 Abs. 2 des rheinland-pfälzischen Finanzausgleichsgesetzes 
(FAG) bewirke eine Ungleichbehandlung der am Finanzausgleich 

beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften, insbesondere 
eine verfassungswidrige Übernivellierung zwischen den Landkrei-

sen (Zentralkreisen). Gegenstand der Untersuchung ist mithin die 
Stellung der Landkreise (Zentralkreise) im kommunalen Finanz-

ausgleich des Landes Rheinland-Pfalz. 

Innerhalb dieses Rahmens sollen vor allem folgende Fragen be-
antwortet werden: 

(1) Ist es aus finanzwissenschaftlicher Sicht sinnvoll, zwischen 
Gesamtkreis, Zentralkreis und kreisangehörigen Gemeinden 

zu unterscheiden, wobei der Gesamtkreis als Entsprechung 
zu den kreisfreien Städten anzusehen wäre? 

(2) Welche Besonderheiten kennzeichnen verglichen mit anderen 
Bundesländern den rheinland-pfälzischen kommunalen Fi-

nanzausgleich in Bezug auf das Verhältnis, in dem die Zen-

tralkreise, die diesen zugeordneten Gemeinden und die Ge-
samtkreise zueinander stehen? 

1 Vgl. zur Kritik am rheinland-pfälzischen Finanzausgleich G. Färber, Schlüssel-
zuweisungen an die Landkreise im kommunalen Finanzausgleich von Rhein-
land Pfalz, Gutachten, Hannover 1994. 
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(3) Ist die 1977 erfolgte Umstellung vom Drei-Säulen-Modell auf 
das heutige System aus finanzwissenschaftlicher Sicht ange-
messen? Was ist von der Auffassung zu halten, das rhein-
land-pfälzische Konzept leide an einem inneren Widerspruch, 
der unvertretbare Ergebnisse unvermeidlich mache? 

(4) Erfordert das rheinland-pfälzische Konzept des Finanzaus-
gleichs einen Rückgriff auf die Kreisumlage als ein system-
konform aktives Element des fiskalischen Finanzausgleichs 
zwischen Zentralkreisen und kreisangehörigen Gemeinden? 
Ist ein solcher Einsatz der Kreisumlage empfehlenswert oder 
doch zumindest akzeptabel? 

(5) Kann das Verbot einer Übernivellierung in Bezug auf die Zen-
tralkreise überhaupt sinnvoll angewandt werden, wenn man 
berücksichtigt, daß sich die Finanzkraft der Zentralkreise erst 
im Finanzausgleich konstituiert? Wie ist in diesem Zusammen-
hang die Verwendung eines landesdurchschnittlichen und da-
mit festgeschriebenen Kreisumlagesatzes bei einer Nivellie-
rungsprüfung zu bewerten? 

(6) Steht der Verteilungsschlüssel 69/31 einem sachgerechten Fi-
nanzausgleich entgegen, 

12 

(a) weil die durch diesen Maßstab bewirkten Verzerrungen zu 
groß sind, um durch die Kreisumlage korrigiert zu werden, 

(b) weil eine zur Ausbalancierung erforderliche Anhebung der 
Kreisumlage den Gemeinden nicht zugemutet werden 
kann, 

(c) weil der Einsatz der Kreisumlage als Instrument des fiska-
lischen Finanzausgleichs zur Ungleichbehandlung der 
kreiszugehörigen oder der anderen Gesamtkreisen ange-

hörigen Gemeinden führt, 



(d) weil der Einsatz der Kreisumlage an anderer Stelle im Sy-
stem des Finanzausgleichs verfassungsrechtlich proble-

matische Nebenwirkungen auslöst, 

(e) oder weil die Steuerung des fiskalischen Finanzausgleichs 
durch die Kreisumlage darauf hinausläuft, die Gemeinden 

der „Willkür" des Kreistages auszuliefern? 

Die Aufgabe der vorliegenden Arbeit besteht also in der Überprü-

fung der Frage, ob § 10 Abs. 3 und § 11 Abs. 2 FAG einen aus fi-

nanzwissenschaftlicher Sicht insgesamt angemessenen kommu-
nalen Finanzausgleich zulassen. Eine Analyse dieses Problems 
muß vor dem Hintergrund der Gesamtkonstruktion des kommuna-
len Finanzausgleichs erfolgen. Daher werden die im vorliegenden 

Zusammenhang wesentlichen Elemente und Besonderheiten des 
rheinland-pfälzischen Systems zunächst beschrieben (Kapitel B). 

Danach geht es um die Verteilungswirkungen des Schlüsselzu-
weisungsverfahrens, die den Kern der Auseinandersetzung bil-
den. Die wechselseitigen Beziehungen zwischen Schlüsselzuwei-
sungen und Kreisumlage werden anhand verschiedener Modell-

rechnungen diskutiert (Kapitel C). Davon ausgehend erfolgt eine 

Auseinandersetzung mit den wesentlichen Einwänden gegenüber 

dem rheinland-pfälzischen Finanzausgleich (Kapitel D). Eine Zu-
sammenfassung der wichtigsten Ergebnisse schließt die Untersu-
chung ab (Kapitel E). 
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B. Der kommunale Finanzausgleich in Rheinland-Pfalz 

Für das Verständnis der in dieser Arbeit zu diskutierenden Proble-

me ist eine kurze Darstellung des kommunalen Finanzausgleichs 

in Rheinland-Pfalz nützlich1. In Kenntnis der Funktionsweise des 

Ausgleichssystems lassen sich die später im einzelnen zu analy-

sierenden Zusammenhänge zwischen Schlüsselzuweisungen und 

Kreisumlage besser einordnen und bewerten. 

1. Begründung und Gestaltung des horizontalen Finanz-
ausgleichs 

Die Notwendigkeit eines horizontalen Finanzausgleichs gründet 

sich darauf, daß die unterschiedlichen Gebietskörperschaften ei-

ner gleichen staatlichen Ebene sich nach Größe, natürlichen Ge-

gebenheiten, Bevölkerungs-, Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur 

und infolgedessen auch in ihrer Finanzkraft und ihrem Finanzbe-

darf unterscheiden2. Alle Gebietskörperschaften, auch die lei-

stungsschwächeren, müssen aber finanziell in die Lage versetzt 

werden, die ihnen zugeordneten öffentlichen Pflichtaufgaben an-

gemessen wahrzunehmen. Die Ursachen der Wohlstandsunter-

schiede lassen sich zwar im Rahmen einer finanziellen Aus-

gleichsregelung nicht beheben, aber ihre wirtschaftlichen und so-

zialen Auswirkungen können gemildert und erträglich gestaltet 

werden. Ein solcher Ausgleich erfüllt zugleich eine sozialstaatliche 

Funktion und entspricht dem staatswirtschaftlichen Erfordernis, al-

len Gebietskörperschaften einen ausreichenden finanziellen Be-

wegungsspielraum auch für ihre freiwilligen Aufgaben zu sichern. 

1 Vgl. insbesondere A. Nell / R. Steenbock, Der kommunale Finanzausgleich in 
Rheinland-Pfalz, FAG RhPf / 8.94, 212. Nachlieferung Praxis der Gemeindever-
waltung. 

2 Vgl. zum folgenden H. Fischer-Menshausen, Finanzausgleich II: Grundzüge 
des Finanzausgleichsrechts, in: Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaft 
(HdWW), Band 2, Stuttgart u. a. 1980, S. 654 ff. 
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An einen aus finanzwissenschaftlicher Sicht rationalen Finanzaus-
gleich sind gewisse Erfolgs- und Rahmenbedingungen geknüpft: 

(1) Bei gleicher Aufgabendringlichkeit sind die Deckungsbedürf-
nisse der beteiligten Gebietskörperschaften prinzipiell gleich-
wertig. 

(2) Die Finanzausstattung jeder Gebietskörperschaft soll wenig-
stens ihrem politisch festgelegten Mindestfinanzbedarf ent-
sprechen. 

(3) Soweit der horizontale Ausgleich auf einem Steuerkraftver-
gleich basiert, setzt er ein einheitliches Steuerrecht und Steu-
ersystem voraus. Unterschiedliche steuerliche Anspannungs-
grade, z. B. aufgrund örtlicher Hebesatzdifferenzen, sind in 
der Ausgleichsrechnung zu vereinheitlichen. 

(4) Die Ausgleichsregelung soll die finanzielle Selbstverantwor-
tung der Gebietskörperschaften nicht beeinträchtigen und ist 
daher so zu gestalten, daß die Freiheit der Mittelerhebung und 
-verwendung gewahrt bleibt und eigene Anstrengungen die 
Höhe der Ausgleichszahlungen nicht unmittelbar beeinflussen. 
Dies spricht gegen eine die Selbstverantwortung der Beteilig-
ten schwächende Nivellierung der Finanzkraftrelationen. 

(5) Die Ausgleichsregelung soll darüber hinaus keine negativen 
Rückwirkungen auf die gesamtstaatliche Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik haben. Dies gilt beispielsweise für stabilitätspoliti-
sche oder sozial- und verteilungspolitische Ziele, deren Ver-
folgung nicht primär Sache des Finanzausgleichs ist. 

(6) Der horizontale Finanzausgleich steht auch im Dienst der re-
gionalen Struktur- und Raumordnungspolitik. Da er auf die Ur-
sachen der Wohlstandsgefälle nicht unmittelbar einwirken 
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kann, ist er durch investitionspolitische Maßnahmen zu ergän-
zen und zu unterstützen. 

(7) Völlige Ausgleichsgerechtigkeit ist unerreichbar. Der Versuch, 
möglichst alle Ungleichheiten zu berücksichtigen, führt nur zu 
komplizierten Verfahren, deren Nutzen infolge ihrer lntranspa-
renz zweifelhaft ist. 

Die Aufgabe des horizontalen Finanzausgleichs kann methodisch 
durch zwei unterschiedliche Verfahren erfüllt werden. Das hori-
zontale Verfahren sieht vor, daß der Ausgleich durch Mittelum-
schichtung innerhalb der den Unterverbänden zustehenden Fi-
nanzmasse durchgeführt wird. Diese Vorgehensweise charakteri-
siert beispielsweise den Länderfinanzausgleich im engeren Sinne 
(ohne Ergänzungszuweisungen). Im vertikalen Verfahren mit hori-
zontalem Effekt erfolgt der Ausgleich dagegen durch Finanzzuwei-
sungen des Oberverbandes, in erster Linie durch die allgemeinen 
Finanzzuweisungen. Sie sind so zu differenzieren, daß den finanz-
schwächeren Verbänden höhere Pro-Kopf-Beträge zugewiesen 
und damit horizontale Ausgleichswirkungen ausgelöst werden. 

Die Gründe für einen horizontalen Finanzausgleich unterscheiden 
sich von denen für einen vertikalen Einnahmenausgleich. Die ver-
tikale Zuordnung der Aufgaben, Ausgaben und Einnahmen ist 
eine primär allokationspolitische Entscheidung, bei der es um die 
Zweckmäßigkeit einer zentralen oder dezentralen Aufgabenerfül-
lung geht. Dem horizontalen Finanzausgleich kommt dagegen die 
Funktion zu, die Finanzausstattung von Gebietskörperschaften 
der gleichen Ebene so zu regulieren, daß die nach vertikaler Ver-
teilung noch verbleibenden Unterschiede abgebaut werden. Das 
Ziel des horizontalen Finanzausgleichs ist daher relativ einfach 
und klar: Im Vordergrund steht die distributive Absicht einer Ver-
ringerung regionaler, auf den Finanzbedarf bezogener Finanz-
kraftdifferenzen. 
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2. Finanzielle Grundlagen des kommunalen Finanz-
ausgleichs in Rheinland-Pfalz 

Nach Art. 106 Abs. 7 GG steht den Gemeinden und Gemeinde-

verbänden ein nach Maßgabe landesgesetzlicher Vorschriften 
bestimmter Prozentsatz vom Länderanteil am Gesamtaufkommen 

der Gemeinschaftsteuern zu (Einkommensteuer, Körperschaft-

steuer und Mehrwertsteuer). Das Land Rheinland-Pfalz geht mit 

einer zusätzlichen Beteiligung an den Einnahmen aus Kraftfahr-

zeugsteuer, Vermögensteuer (bis 31.12.1996), Länderfinanzaus-

gleich und Bundesergänzungszuweisungen über die grundgesetz-
lichen Verpflichtungen hinaus. 

Die genannten Einnahmen des Landes bilden die Verbundmasse. 

Gemeinden und Gemeindeverbände werden mit 20,25 % an die-

ser Verbundmasse beteiligt (1.1.1992 bis 31.12.1995: 19,75 %). 

Der kommunale Anteil an der Verbundmasse bildet den ersten 

Teil der Finanzausgleichsmasse. Seit dem 1.1.1997 kommen 

35,2 % der ab 1.1.1996 entstandenen Erbschaft- und Schenkung-
steuer sowie die Grunderwerbsteuer (abzüglich des Anteils der 

Landkreise und kreisfreien Städte) hinzu. Den restlichen Teil der 

Finanzausgleichsmasse bildet das Aufkommen aus der Finanz-

ausgleichsumlage und der Umlage Fonds „Deutsche Einheit". 

Aus der Finanzausgleichsmasse werden die allgemeinen Finanz-

zuweisungen und die zweckgebundenen Zuweisungen an Ge-

meinden, Verbandsgemeinden und Landkreise gezahlt. Zu den 

allgemeinen Finanzzuweisungen rechnen die Schlüsselzuweisun-

gen, deren Gesamtbetrag als Schlüsselmasse bezeichnet wird. 

Die Schlüsselzuweisungen dienen vor allem der Stärkung der 
kommunalen Finanzkraft sowie dem Abbau von Finanzkraftunter-

schieden und bilden daher das Kernstück des kommunalen Fi-

nanzausgleichs. Sie umfassen Schlüsselzuweisungen A zum Vor-

wegausgleich unterdurchschnittlicher Steuerkraft, Schlüsselzu-
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weisungen B1 nach der Einwohnerzahl, Schlüsselzuweisungen 
B2 nach dem Finanzbedarf und der Finanzkraft sowie Investitions-

schlüsselzuweisungen. 

Die Schlüsselmasse entscheidet letztlich über das Ausmaß der 
durch den Finanzausgleich bewirkten Aufstockung der kommuna-
len Finanzkraft und der damit verbundenen Veränderung der rela-
tiven Finanzkraftpositionen der kommunalen Gebietskörperschaf-
ten. Die Verteilungseffekte ergeben sich daraus, daß bei einer Er-
höhung der Schlüsselmasse der Grundbetrag steigt und alle Kör-
perschaften gleiche Beträge in DM pro Einwohner zusätzlich er-
halten. Infolgedessen werden die relativen Abstände zwischen fi-
nanzschwachen und finanzstarken Gebietskörperschaften verrin-
gert. 

Das Land hat über die Gestaltung des Zuweisungssystems erheb-
lichen Einfluß auf die Finanzlage der untergeordneten Gebietskör-

perschaften. Die Senkung des Verbundsatzes von 20,25 % auf 
19,75 % im Jahr 1992 deutet darauf hin, daß in Rheinland-Pfalz-
wie auch in anderen Bundesländern - ein Teil des Konsolidie-
rungsdrucks bei den öffentlichen Haushalten auf die kommunalen 
Gebietskörperschaften abgewälzt wurde. Konjunkturpolitisch ist 
dies angesichts der ausgeprägten Neigung der Gemeinden und 
Gemeindeverbände zu einem prozyklischen Ausgabeverhalten 
von Nachteil. Andererseits weisen die kommunalen Haushalte im 
Vergleich zu Bund und Ländern noch den geringsten Verschul-
dungsgrad auf, so daß fiskalisch gesehen bei den Gemeinden 
eine Mehrbelastung vertretbar erscheint. 

3. Berücksichtigung der Aufgabenteilung im Kreisbereich 

Eine wichtige Besonderheit des rheinland-pfälzischen Finanzaus-
gleichs besteht darin, daß die Schlüsselmasse nicht auf die ver-

schiedenen Gebietskörperschaftsgruppen aufgeteilt wird. Viel-
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mehr errechnen sich die Schlüsselzuweisungen an Gemeinden, 
Kreise und kreisfreie Städte in einem einheitlichen und geschlos-
senen System. Eine weitere Besonderheit ist die konsequente 
Anwendung des „Einwohner= Einwohner"-Prinzips, d. h. der Fi-
nanzbedarf der Gemeinden wird pro Einwohner zunächst als 
gleich hoch angesehen. Funktionen, die nur bestimmte kommu-
nale Gebietskörperschaften haben, werden durch „Leistungsan-
sätze" berücksichtigt. 

Die Umsetzung des „Einwohner= Einwohner"-Prinzips und die 
Einbeziehung aller Gemeinden und Gemeindeverbände in ein 
einheitliches Verteilungssystem erfordert eine Berücksichtigung 
der funktionellen Gliederung im Kreisbereich (Ortsgemeinde, Ver-
bandsgemeinde, Landkreis). Eine kreisfreie Stadt hat alle Funk-
tionen einer Ortsgemeinde, einer Verbandsgemeinde und eines 
Landkreises. infolgedessen ist es angebracht, die drei Funktions-
ebenen im Kreisbereich zusammenfassend als „Gesamtkreis" zu 
bezeichnen, um eine Entsprechung zur kreisfreien Stadt zu erhal-
ten. Gesamtkreis und kreisfreie Stadt bilden eine erste wichtige 
Ebene, auf der ein sinnvoller Vergleich der Wirkungen von Fi-
nanzausgleichssystemen möglich ist. 

Innerhalb eines Gesamtkreises werden die öffentlichen Aufgaben 
teilweise von den kreisangehörigen Gemeinden (Orts- und Ver-
bandsgemeinden sowie verbandsfreie Gemeinden und große 
kreisangehörige Städte) und teilweise von den Landkreisen erfüllt. 
Daher bietet es sich an, zwischen diesen Gebietskörperschafts-
gruppen zu differenzieren. Da der Begriff „Landkreis" auch im 
Sinne von „Gesamtkreis" verwendet wird, soll die zentrale Funkti-
onsebene des Gesamtkreises im folgenden als „Zentralkreis" be-

zeichnet werden. Bei der Beurteilung des Finanzausgleichs muß 
man sehen, daß Zentralkreise untereinander nur eingeschränkt 
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vergleichbar sind, da der Zentralisierungsgrad der Aufgabenerfül-
lung zwischen den Gesamtkreisen variiert. 

Die funktionelle Gliederung im Kreisbereich findet ihren Nieder-
schlag in der Gestaltung des Zuweisungssystems. Schlüsselzu-
weisungen A erhalten nur Ortsgemeinden, verbandsfreie Gemein-
den, große kreisangehörige und kreisfreie Städte. Schlüsselzu-
weisungen B gehen an kreisfreie und große kreisangehörige Städ-
te, verbandsfreie Gemeinden, Verbandsgemeinden und Landkrei-
se. Da die Schlüsselzuweisungen B an Gemeinden und Zentral-
kreise fließen, müssen die Ausgangsdaten für die Berechnung 
(Finanzkraft, Einwohnerzahl) aufgeteilt werden. Dies geschieht 
gemäß § 10 Abs. 3 und § 11 Abs. 2 FAG im Verhältnis von 69 % 

für den Zentralkreis zu 31 % für die verbandsfreien Gemeinden 
und Städte sowie Verbandsgemeinden. 

4. Das System der kommunalen Finanzzuweisungen 

Die Finanzzuweisungen sind neben den Steuern die wichtigste 
Einnahmeart der kommunalen Gebietskörperschaften. Die ver-
schiedenen Zuweisungsarten werden nach dem Kriterium der 
Zweckbindung eingeteilt in allgemeine Finanzzuweisungen, über 
die die Gemeinden frei verfügen können, und in spezielle Finanz-
zuweisungen, die mit Zweckbindungen gewährt werden. Die all-
gemeinen Finanzzuweisungen können den Steuereinnahmen an-
nähernd gleichgesetzt werden. Sie unterscheiden sich von den 
Realsteuern dadurch, daß die Gemeinden auf ihre Höhe keinen 
Einfluß nehmen können. Die speziellen Finanzzuweisungen las-
sen sich nach der Art der dotierten Aufgaben in Zuweisungen für 
Selbstverwaltungsaufgaben, für Gemeinschaftsaufgaben und für 
Auftragsangelegenheiten aufgliedern. Ihre relative Bedeutung di-
vergiert in den einzelnen Bundesländern aufgrund der unter-
schiedlichen Aufgabenverteilung zwischen Ländern und Gemein-

21 



den erheblich. In Rheinland-Pfalz stieg der Anteil der Zweckzu-

weisungen an den gesamten Finanzzuweisungen von 35,2 % im 

Jahr 1990 auf 38,9 % im Jahr 1995. 

a. Funktion und Arten der Schlüsselzuweisungen 

Der größte Teil der allgemeinen Finanzzuweisungen entfällt in al-

len Ländern auf die allgemeinen Schlüsselzuweisungen; in Rhein-

land-Pfalz sind es ca. 80 %. Die Schlüsselzuweisungen haben 

eine doppelte Aufgabe: Sie sollen die kommunale Finanzmasse 

insgesamt verstärken (fiskalische Funktion) und einen Abbau von 

Finanzkraftunterschieden zwischen den Gemeinden unter Berück-

sichtigung des Finanzbedarfs herbeiführen (Ausgleichsfunktion). 

Auf der kommunalen Ebene reichen die Steuereinnahmen, die 

speziellen Entgelte sowie die sonstigen Einnahmen insgesamt 

nicht aus, um alle Aufgaben zu finanzieren. Die fiskalische Funk-

tion der Schlüsselzuweisungen liegt also darin, die den Gemein-

den insgesamt zur Verfügung stehende Finanzmasse auf ein aus-

reichendes Niveau anzuheben. Dies geschieht faktisch, indem die 

Gemeinden an den Steuereinnahmen des jeweiligen Landes be-

teiligt werden (Steuerverbund). 

Die Ausgleichsfunktion der Schlüsselzuweisungen kann darin ge-

sehen werden, daß die Verteilung der den kommunalen Gebiets-

körperschaften insgesamt zufließenden Schlüsselmasse so zu 

gestalten ist, daß sich bei allen Gemeinden ein möglichst ausge-

glichenes Verhältnis zwischen dem Ausgabenbedarf und den 

Einnahmemöglichkeiten einstellt. Die Frage, bis zu welchem Gra-

de die Finanzbedarfs- und Finanzkraftunterschiede ausgeglichen 

werden sollen, läßt sich wegen des politischen Charakters dieser 

Entscheidung keineswegs eindeutig beantworten, und die diesbe-

züglichen Auffassungen gehen weit auseinander. Eine völlige An-

gleichung ist aber nicht erstrebenswert, denn die Präferenzen der 
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Bürger für kommunale Leistungen sind unterschiedlich und ein 
hoher Nivellierungsgrad vermindert die Anstrengungen der Ge-
meinden, ihr Leistungsniveau aus eigener Kraft zu verbessern. 

In Rheinland-Pfalz existieren verschiedene Arten von Schlüssel-
zuweisungen, denen unterschiedliche Funktionen zukommen. Die 
Schlüsselzuweisungen A sollen eine Mindestfinanzausstattung 
der empfangsberechtigten Gebietskörperschaften in Höhe von 
73% (bis zum 31.12.1995: 71 %) der landesdurchschnittlichen 
Steuerkraft je Einwohner sicherstellen. Die Bedeutung einer sol-
chen „Sockelgarantie" liegt darin, krasse regionale Unterschiede 
bezüglich Finanzkraft und Infrastruktur zu vermeiden, die mit der 
grundgesetzlichen Forderung nach „Wahrung der Einheitlichkeit 
der Lebensverhältnisse" nicht mehr vereinbar wären. Gemessen 
an diesem Ziel ist das rheinland-pfälzische Niveau der Mindest-
ausstattung, das im Zeitablauf zwischen 71 und 75 % schwankte, 
relativ niedrig. 

Die zweite Form allgemeiner Zuweisungen sind die Finanzzuwei-
sungen nach der Einwohnerzahl (Schlüsselzuweisungen B1). Sie 
lassen sich als genereller Kostenersatz der Länder für die den 
Gemeinden übertragenen Auftragsangelegenheiten interpretieren. 
Unterstellt wird hier, daß der Aufwand für Auftragsangelegenhei-
ten einen relativ engen Zusammenhang zur Bevölkerungszahl der 
Gemeinden aufweist. Die Schlüsselzuweisungen B1 betragen 
16,50 DM je Einwohner für verbandsfreie Gemeinden und Ver-
bandsgemeinden, 17,00 DM für große kreisangehörige Städte 
und 19,50 DM für kreisfreie Städte. Sie werden ohne Rücksicht 
auf die Finanzkraft gezahlt und tragen daher nur wenig zur Annä-
herung der Finanzkraftpositionen bei. 

Diesem zentralen Ziel des kommunalen Finanzausgleichs dienen 
vor allem die Schlüsselzuweisungen B2, die im Vordergrund der 
Auseinandersetzungen um den rheinland-pfälzischen Finanzaus-
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gleich stehen. In die Betrachtung einbeziehen kann man auch die 
Investitionsschlüsselzuweisungen, deren Verteilung nach den Re-
geln für die Schlüsselzuweisungen B2 erfolgt. Zwar sind sie mit 
einer Verpflichtung zum Einsatz für Investitionen verbunden, un-
terliegen ansonsten aber keiner engeren Zweckbindung. Solange 
die kommunalen Gebietskörperschaften von sich aus wenigstens 
Investitionen in Höhe der Investitionsschlüsselzuweisungen täti-
gen, ist die Verwendungsauflage bedeutungslos, und es gibt ma-
teriell keinen Unterschied zu den Schlüsselzuweisungen B2. 

b. Berechnung und Verteilung der Schlüsselzuweisungen B2 

Bei der Berechnung der Schlüsselzuweisungen B2 wird von ei-
nem normierten Finanzbedarf und der Steuerkraft unter Einschluß 
der Schlüsselzuweisungen A (Finanzkraft) ausgegangen. Die ein-
bezogenen Gebietskörperschaften erhalten Zuweisungen in Höhe 
von 50 % der Differenz zwischen Bedarfsmeßzahl und Finanz-
kraftmeßzahl. Übersteigt die Finanzkraftmeßzahl die Bedarfsmeß-
zahl, werden keine Schlüsselzuweisungen B2 gewährt. Die Be-
darfsmeßzahl ist das Produkt aus Grundbetrag und Gesamtan-
satz, der sich aus dem einwohnerbezogenen Haupt- und den 
funktions- bzw. aufgabenbezogenen Leistungsansätzen zusam-
mensetzt. Der Grundbetrag resultiert nicht aus echten Bedarfsun-
tersuchungen, sondern ist eine rein statistische Größe, die so fest-
gelegt wird, daß die für Schlüsselzuweisungen bereitgestellten 
Mittel gerade verbraucht werden. 

Bei der Konstruktion des Hauptansatzes geht man traditionell da-
von aus, daß die Pro-Kopf-Ausgaben der Gemeinden mit steigen-
der Einwohnerzahl überproportional zunehmen. Dementspre-

chend wird im Hauptansatz oftmals ein nach der Gemeindegröße 

gestaffelter Betrag angesetzt, d. h. die tatsächliche Einwohnerzahl 
wird mit steigender Gemeindegröße höher bewertet. Der rhein-
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land-pfälzische Finanzausgleich weicht von dieser Regelung ab, 
indem er grundsätzlich einen für alle Bürger gleichen Pro-Kopf-Fi-

nanzbedarf unterstellt. 

Diese Vorgehensweise ist aus finanzwissenschaftlicher Sicht 

nicht zu beanstanden, denn die auf Brecht und Popitz zurückge-
hende These, daß der Finanzbedarf je Einwohner mit zunehmen-

der Gemeindegröße ansteige, läßt sich empirisch immer nur im 

Hinblick auf steigende Ausgaben, nicht aber im Hinblick auf einen 

steigenden Finanzbedarf belegen. Außerdem folgt aus der grund-

gesetzlichen Forderung nach einheitlichen Lebensbedingungen 

eher ein für alle Gemeinden gleicher Bedarf je Einwohner. Die Be-
rücksichtigung der besonderen, auch der zentralörtlichen Funktio-

nen größerer Gemeinden kann immer noch in den Nebenansät-

zen (Leistungsansätzen) erfolgen. 

Die Nebenansätze werden allerdings problematisch, wenn im Sin-

ne einer Perfektionierung des Systems eine Vielzahl von Ansät-

zen geschaffen wird und dann die Mehrzahl der Gemeinden sol-
che Nebenansätze erhält. Die differenzierende Wirkung bleibt 

dann zunehmend aus. Darüber hinaus sind Nebenansätze ein 

recht starres Instrument, das sich veränderten Bedingungen oft-

mals nicht rechtzeitig anpassen läßt. 

Die Finanzkraftmeßzahl ergibt sich aus der Steuerkraft und den 

Schlüsselzuweisungen A. Bei der Steuerkraftermittlung werden 

die Einnahmen aus der Grundsteuer, der Gewerbesteuer und des 

Gemeindeanteils an der Einkommensteuer zusammengerechnet. 

Grundlage ist bei den Realsteuern nicht das tatsächliche Aufkom-

men, sondern das Aufkommen zu landeseinheitlichen (durch-
schnittlichen) ,,Nivellierungshebesätzen". Ziel dieser Vorgehens-

weise ist es, eine mehr oder weniger starke Anspannung der ei-

genen Steuerquellen durch die Festsetzung von unterschiedlichen 

Hebesätzen nicht auf die Höhe der Zuweisungen durchschlagen 
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zu lassen. Damit wird eine Unabhängigkeit der Steuerkraftmeß-

zahl von der kommunalen Steuerpolitik erreicht. 

Die Finanzzuweisungen errechnen sich aus der Differenz zwi-
schen Bedarfsmeßzahl und Finanzkraftmeßzahl. Wie auch in an-

deren Bundesländern, werden dabei in Rheinland-Pfalz nur 50 % 

dieser Differenz ausgeglichen, nicht zuletzt weil bei einem vollen 

Ausgleich damit zu rechnen wäre, daß die Gemeinden das Inter-

esse an der Ausschöpfung und der Pflege der eigenen Steuer-

quellen verlieren könnten. Andererseits bedeutet die Beschrän-
kung auf einen Teilausgleich für besonders steuerschwache Ge-

meinden isoliert gesehen eine unzulängliche Ausstattung mit Fi-
nanzmitteln. Dies unterstreicht noch einmal die Bedeutung der 

Sockelgarantie in Form der Schlüsselzuweisungen A. 

Im kreisangehörigen Bereich teilen sich Gemeinden und Zentral-

kreise die nach einem einheitlichen Schema berechneten Schlüs-

selzuweisungen B2. Daher müssen die Finanzkraft- und Bedarfs-

meßzahlen auf Zentralkreise und kreisangehörige Gemeinden auf-

geteilt werden, was derzeit im Verhältnis 69 zu 31 geschieht (bis 

31.12.1992: 70 zu 30). Bei der Bedarfsmeßzahl beschränkt sich 

die Aufteilung allerdings auf den Hauptansatz. Da die Leistungs-

ansätze im wesentlichen den Gemeinden und Städten zugute 

kommen und die Zentralkreise auch keine Schlüsselzuweisungen 

A erhalten, ist der Schlüssel 69/31 nicht gleichzusetzen mit dem 

Verhältnis der tatsächlich gezahlten Zuweisungen. Es handelt 

sich lediglich um eine Rechengröße, die dem Ziel dient, die Zen-

tralkreise in bestimmtem Umfang mit Schlüsselzuweisungen aus-

zustatten, ursprünglich geleitet von der Absicht, einen rekurrenten 
Anschluß an das alte Finanzausgleichsgesetz herzustellen. 

Die Systeme der Verteilung der Schlüsselzuweisungen unter-

scheiden sich in den einzelnen Bundesländern erheblich. Zwar 

erfolgt die Finanzierung der Gemeindeverbände hauptsächlich 
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durch Schlüsselzuweisungen der Länder und Umlagen der Ge-
meinden. Die Schlüsselzuweisungen werden aber häufig nach 
Gebietskörperschaftsgruppen getrennt ermittelt und ausgezahlt. 
Bei ihrer Verteilung auf die Gemeindeverbände wird dann ein 
ähnliches Verfahren wie bei den Zuweisungen an die Gemeinden 
angewandt. 

Da die Gemeindeverbände - abgesehen von einigen kleineren 
Steuern in einzelnen Ländern - keine eigenen Steuereinnahmen 
haben, errechnet man anstelle einer Steuerkraftmeßzahl eine 
Umlagekraftmeßzahl aus den Steuerkraftmeßzahlen der Gemein-
den und einem bestimmten Prozentsatz der Finanzzuweisungen 
an die Gemeinden. Die Differenz zwischen Bedarfsmeßzahl und 
Umlagekraftmeßzahl wird dann teilweise durch Schlüsselzuwei-
sungen ausgeglichen, wobei auch Sockelgarantien gewährt wer-
den können. Die Vor- und Nachteile solcher Verfahren gegenüber 
dem rheinland-pfälzischen System werden noch zu überprüfen 
sein (vgl. Kapitel 0.1.). 

5. Die Funktion der Kreisumlage im Finanzausgleich 

Im Gegensatz zu den kreisangehörigen Gemeinden verfügen die 
Zentralkreise kaum über nennenswerte Steuereinnahmen. Ihnen 
steht lediglich das Aufkommen einiger örtlicher Verbrauch- und 
Aufwandsteuern sowie (bis zum 31.12.1996) das Aufkommen aus 
der Grunderwerbsteuer zu. Die Finanzkraft der Zentralkreise kon-
stituiert sich erst im Finanzausgleich. Nach Verteilung der Schlüs-
selzuweisungen verbleibt immer noch eine erhebliche Finanzie-

rungslücke, welche durch den Rückgriff auf die Finanzkraft der 
kreisangehörigen Gemeinden geschlossen werden muß. 

Diesem Zweck dient die Kreisumlage. Als Umlagegrundlagen 
werden die Steuerkraftmeßzahlen sowie die Schlüsselzuweisun-

gen A und B2 herangezogen. Die von den Gemeindeverbänden 
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beschlossenen Umlagesätze müssen für alle Umlagepflichtigen 
gleich sein. Allerdings sieht das rheinland-pfälzische Finanzaus-
gleichsgesetz vor, daß die Umlagesätze für die einzelnen Umla-
gegrundlagen verschieden hoch (Splitting) oder für die über dem 
Landesdurchschnitt liegende Steuerkraftmeßzahl progressiv fest-
gesetzt werden kann. Damit steht den Zentralkreisen die Möglich-
keit offen, die Kreisumlage nicht nur fiskalisch, sondern auch ver-
teilungspolitisch einzusetzen. 

Splitting und Progression sind aus finanzwissenschaftlicher Sicht 
nicht unproblematisch 1. Finanzkräftige Gemeinden können zu 
relativ höheren Umlagebeträgen herangezogen und finanzschwa-
che Gemeinden von ihren Umlagepflichten relativ entlastet wer-
den. Die Möglichkeit des Splittings oder der Progressionsstaffel 
dürfte insgesamt kaum zu systematischen Ergebnissen führen. 
Landkreise, die diese Instrumente anwenden, belasten damit ihre 
finanzstarken Gemeinden gegenüber vergleichbaren Kommunen, 
die in ihren Landkreisen nicht dem Splitting bzw. der Progressi-
onsstaffel unterliegen. Auch ist bei der Beurteilung der Instrumen-
te zu beachten, daß das Splitting faktisch ausschließlich die Ge-
werbesteuer betrifft, bei der erhebliche Unterschiede in der loka-
len Steuerkraft bestehen. 

Es sei dahingestellt, ob der Einbau distributiver Elemente in die 
Kreisumlage vorteilhaft ist oder nicht. Vor dem Hintergrund des 
Finanzbedarfs der Zentralkreise muß vor allem ihre traditionelle 
fiskalische Funktion beachtet und gewürdigt werden. Die Kreisum-
lage dient primär einer aufgabengerechten Verteilung der im Ge-
samtkreis vorhandenen Finanzkraft zwischen dem Zentralkreis 

und der Gesamtheit der kreisangehörigen Gemeinden (fiskali-

scher Finanzausgleich). Dabei muß sie so eingesetzt werden, daß 

Vgl. K. Littmann, Über das Elend kommunaler Umlagen, Schriftenreihe der 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, Bd. 122, S. 363 ff. 
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die Finanzkraftrelation zwischen Zentralkreis und kreisangehöri-
gen Gemeinden nach Erhebung der Kreisumlage möglichst genau 
mit der im jeweiligen Gesamtkreis vorliegenden Aufgaben- und 

Lastenverteilung übereinstimmt. Angesichts dieser finanzaus-

gleichspolitischen Funktion ist eine abschließende finanzwissen-
schaftliche Bewertung des Finanzausgleichs im kreisangehörigen 
Bereich ohne die Berücksichtigung der Kreisumlage nicht möglich. 

29 





C. Interdependenzen zwischen Schlüsselzuweisungen und 
Kreisumlage im Finanzausgleich 

1. Die Abhängigkeit der Kreisumlage von den Schlüsselzu-
weisungen 

Im folgenden werden Funktionsweise und Wirkungen des kom-
munalen Finanzausgleichs in Rheinland-Pfalz zunächst im Über-
blick dargestellt und anschließend anhand verschiedener Modell-
rechnungen diskutiert. Dabei ist nach verschiedenen Wirkungs-
ebenen zu unterscheiden, und zwar nach den Wirkungen zwi-
schen den Gesamtkreisen (auch im Vergleich zu den kreisfreien 
Städten), nach den Wirkungen zwischen einem Zentralkreis und 
seinen Gemeinden sowie nach den Wirkungen innerhalb der 
Gruppe der Gemeinden eines Zentralkreises. 

a. Schlüsselzuweisungen und Kreisumlage auf der Ebene 
der Gesamtkreise 

Generell sind die Schlüsselzuweisungen ein Instrument des Fi-
nanzausgleichs, das zum einen der fiskalischen Funktion einer 
Aufstockung der kommunalen Finanzkraft, zum anderen der Kor-
rektur von Abweichungen zwischen Finanzkraft und Finanzbedarf 
dient. Da Zentralkreis und kreisangehörige Gemeinden insgesamt 
die gleichen öffentlichen Aufgaben zu erfüllen haben wie die kreis-
freien Städte, muß der Finanzausgleich so gestaltet sein, daß zwi-

schen dem Gesamtkreis und den kreisfreien Städten keine Ver-
zerrungen auftreten. 

Auf der Ebene der Gesamtkreise stellt sich also die Frage, ob sie 
im System der Schlüsselzuweisungen grundsätzlich den kreisfrei-

en Städten gleichgestellt sind. Da ein solcher Vergleich infolge 
der übereinstimmenden Aufgabenstellung sachlich geboten ist, 
ergibt sich bereits an dieser Stelle die Notwendigkeit, Zentralkreis 
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und kreisangehörige Gemeinden nicht isoliert, sondern im Ver-
bund zu betrachten. 

Bei der Überprüfung konkreter Regelungen für die Verteilung der 
Schlüsselzuweisungen auf der Ebene der Gesamtkreise sind fol-
gende Eigenschaften finanzausgleichspolitisch erwünscht: 

(1) Bei insgesamt gleichem Finanzbedarf und gleicher Finanzkraft 
(gemessen in DM pro Einwohner) sollten kreisfreie Städte und 
Gesamtkreise gleich hohe Schlüsselzuweisungen zum Abbau 
der Differenz zwischen Finanzbedarf und Finanzkraft erhalten. 

(2) Diese Schlüsselzuweisungen sollten eine Nivellierung der Fi-
nanzkraftrelationen in dem Sinne bewirken, daß Gesamtkreise 
mit unterschiedlicher Finanzkraft nach Verteilung der Schlüs-
selzuweisungen geringere Differenzen aufweisen als zuvor. 
Die Reihenfolge der Gesamtkreise darf dabei nicht verändert 
werden. 

Die zweite Eigenschaft muß auch für die kreisfreien Städte erfüllt 
sein, und zwar sowohl untereinander als auch im Verhältnis zu 
den Gesamtkreisen. 

Auf der Ebene der Gesamtkreise besteht im übrigen kein Zusam-
menhang zwischen Schlüsselzuweisungen und Kreisumlage, weil 
es sich bei der Erhebung der Kreisumlage um einen gesamtkreis-
internen Vorgang handelt. Eine Nivellierungsprüfung für die Ge-
samtkreise (gegebenenfalls ergänzt um die kreisfreien Städte) hat 
die Kreisumlage deshalb weder „vor" noch „im" noch „nach" Fi-
nanzausgleich zu berücksichtigen. 

Hervorzuheben ist, daß es keinen Sinn macht, die genannten Kri-
terien für eine Nivellierungsprüfung einfach auf Zentralkreise und 
kreisangehörige Gemeinden zu übertragen. Diese Vorgehens-
weise verbietet sich schon deshalb, weil die Regulierung der Fi-
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nanzkraft innerhalb der Gesamtkreise sich an der jeweiligen Auf-
gabenverteilung zu orientieren hat. Während bei einem Vergleich 
zwischen Gesamtkreisen untereinander sowie im Verhältnis zu 
den kreisfreien Städten von übereinstimmenden Aufgaben auszu-
gehen ist, muß innerhalb der Gesamtkreise differenziert werden. 
Unter sonst gleichen Bedingungen kann sich beispielsweise ein 
Vergleich zwischen Zentralkreisen als irreführend erweisen, wenn 
die Anteile der vom jeweiligen Zentralkreis übernommenen Auf-
gaben voneinander abweichen. Da solche Abweichungen mit ent-
gegengerichteten Unterschieden auf der Gemeindeebene einher-
gehen, verbietet sich auch dort ein Vergleich ohne Berücksichti-
gung der Aufgabenverteilung innerhalb der Gesamtkreise. 

b. Schlüsselzuweisungen und Kreisumlage im Verhältnis 
zwischen Zentralkreis und Gemeinden 

Betrachtet man zunächst das Verhältnis zwischen einem Zentral-
kreis und seinen kreisangehörigen Gemeinden, so ist von einem 
sachgerechten Finanzausgleich zu fordern, daß beide Ebenen 
nach Finanzausgleich eine möglichst übereinstimmende Relation 
zwischen Finanzbedarf und Finanzkraft (Deckungsquote) aufwei-
sen. Da die Verteilung der Finanzausstattung des Gesamtkreises 
auf Zentralkreis und Gemeinden einerseits von den Schlüsselzu-
weisungen und andererseits von der Kreisumlage bestimmt wird, 
ist es nicht nur naheliegend, sondern wiederum sachlich zwin-
gend, diese beiden Instrumente in ihrer Verbundwirkung zu be-
trachten. 

Gegen eine isolierte Analyse der Schlüsselzuweisungen wie auch 
der Kreisumlage sprechen vor allem zwei Gründe: 

(1) Bei gegebenem Anteil des Zentralkreises an den im Gesamt-
kreis zu erfüllenden öffentlichen Aufgaben entscheidet die 
Ausstattung des Zentralkreises mit Schlüsselzuweisungen 
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über den Finanzbedarf, der mittels der Kreisumlage gedeckt 
werden muß. Eine relativ hohe Ausstattung mit Schlüsselzu-
weisungen senkt das erforderliche Niveau der Kreisumlage 
und umgekehrt. 

(2) Bei der Verteilung der Schlüsselzuweisungen kann auf unter-
schiedliche Aufgabenverteilungen innerhalb der Gesamtkrei-
se, die zum Teil auf freiwilligen Entscheidungen des Kreista-
ges und der Gemeinderäte beruhen, keine Rücksicht genom-
men werden. Infolgedessen gibt es auch keinen Verteilungs-
schlüssel, der schon nach Verteilung der Schlüsselzuweisun-
gen eine angemessene Regulierung der Finanzkraft zwischen 
Zentralkreis und kreisangehörigen Gemeinden ermöglicht. Da-
zu bedarf es immer eines Ausbalancierens mittels der Kreis-
umlage. 

Vor diesem Hintergrund ist die Kreisumlage vor allem ein Instru-
ment des Finanzausgleichs innerhalb der Gesamtkreise, das für 
eine aufgabengerechte Mittelverteilung auf Zentralkreis und Ge-
meinden zu sorgen hat. Aus dieser Funktion der Kreisumlage re-
sultiert aber auch logisch zwingend die Notwendigkeit, erstens die 
jeweilige Aufgabenverteilung und zweitens die jeweilige Finanz-
ausstattung vor Kreisumlage in Rechnung zu stellen. Da diese 
Faktoren zwischen den Gesamtkreisen differieren, verbietet sich 
von vornherein ein Vergleich auf der Basis der Durchschnitts-
werte. 

c. Schlüsselzuweisungen und Kreisumlage auf der Ebene 
der kreisangehörigen Gemeinden 

Wenn Schlüsselzuweisungen B2 und Kreisumlage zusammen für 
eine angemessene Finanzausstattung aller am Finanzausgleich 
beteiligten Gebietskörperschaften im Sinne gleicher Relationen 
zwischen Finanzbedarf und Finanzkraft sorgen sollen, stellt sich 

34 



die Frage, ob und inwieweit dies auch für die kreisangehörigen 
Gemeinden innerhalb eines Landkreises erreicht werden kann. 
Bei der Analyse dieser Frage wird von Splitting oder Progression 
abgesehen, um eine Vermischung des hier in Rede stehenden 
fiskalischen Finanzausgleichs mit darüber hinausgehenden distri-
butiven Aspekten zu vermeiden. Die Kreisumlagesätze und die 
Umlagegrundlagen sind also innerhalb eines Landkreises für alle 
Gemeinden gleich. Der Klarheit halber sei angemerkt, daß die 
Kreisumlagesätze in unterschiedlichen Landkreisen durchaus un-
terschiedlich hoch sein können. 

Sofern sie alle Umlagegrundlagen gleichmäßig belastet, ändert 
die Kreisumlage - völlig unabhängig von ihrer Höhe - nichts an 
der Finanzkraftrangfolge der kreisangehörigen Gemeinden inner-
halb eines Landkreises. Sie kann daher für sich genommen als 
verteilungsneutral angesehen werden. Die Höhe der Kreisumlage 
ist allerdings keine vorgegebene Größe, sondern hängt auch von 
der Verteilung der Schlüsselzuweisungen auf die verschiedenen 
Ebenen der Gesamtkreise ab. Infolgedessen stellt sich zum einen 
die Frage nach den Wirkungen der Zuweisungen ausgehend von 
einem gegebenen Verteilungsschlüssel (z. B. 69/31 ), zum ande-
ren die Frage nach den Auswirkungen einer möglichen Verände-
rung des Verteilungsschlüssels. 

Der Verteilungsschlüssel legt fest, welchen Anteil der den kom-
munalen Gebietskörperschaften im kreisangehörigem Raum ins-
gesamt zufließenden Schlüsselzuweisungen B2 die Zentralkreise 
und welchen die kreisangehörigen Gemeinden bzw. die Ver-

bandsgemeinden erhalten. Damit hat der Verteilungsschlüssel im 
übrigen die gleiche Funktion wie die Aufteilung einer entsprechen-

den Schlüsselmasse für den kreisangehörigen Raum durch die 
Bildung von zwei Säulen oder Töpfen. Gleichzeitig bewirkt der 
Verteilungsschlüssel, daß die Aufteilung der Schlüsselzuweisun-

35 



gen innerhalb eines jeden Gesamtkreises auf den Zentralkreis 
und seine Gemeinden landesweit einheitlich erfolgt. Innerhalb ei-
nes Gesamtkreises sorgt der Verteilungsschlüssel ferner dafür, 
daß jede einzelne Gemeinde die durch sie „verursachten" Schlüs-
selzuweisungen B2 nur in der Höhe erhält, die der Aufteilung 
nach dem Verteilungsschlüssel entspricht. Der Rest - eben der 
Anteil des Zentralkreises - fließt diesem direkt zu. 

Nur der den Gemeinden zustehende Teil ist für den Finanzaus-
gleich auf Gemeindeebene unmittelbar relevant. Er trägt dazu bei, 
daß die Differenzen, die in der Finanzkraft vor Schlüsselzuwei-
sungen B2 bestanden haben, nach Schlüsselzuweisungen kleiner 
ausfallen. Mit Blick auf diese Ausgleichsfunktion ist festzustellen, 
daß die Finanzkraftrangfolge der Gemeinden vor Verteilung der 
Schlüsselzuweisungen B2 durch die Schlüsselzuweisungen nicht 
verändert werden kann, sofern die Ausgleichsquote unter 100 % 

liegt und die Finanzkraft sachgerecht ermittelt wurde. Im rhein-
land-pfälzischen Finanzausgleich ist eine Übernivellierung auf 
dieser Ebene also ausgeschlossen, weil schon der Ausgleichs-
satz für den Gesamtkreis in Höhe von 50 % solche Wirkungen 
nicht zuläßt. 

Dies gilt natürlich verstärkt, wenn die Schlüsselzuweisungen B2 
den Gemeinden nicht vollständig, sondern eben nur in einer dem 
Verteilungsschlüssel entsprechenden Höhe zufließen. Auch die 
Kreisumlage kann innerhalb eines Gesamtkreises, sofern von 
Splitting oder Progression abgesehen wird, nie zu einer Verände-
rung in der Finanzkraftrangfolge der Gemeinden eines Landkrei-
ses führen, wenn die Schlüsselzuweisungen B2 mit in die Umla-

gegrundlagen einbezogen werden. 

Bei gegebenem Verteilungsschlüssel werden die kreisangehöri-
gen Gemeinden untereinander finanzausgleichspolitisch gesehen 
zielgerecht behandelt. Es findet eine erwünschte Nivellierung der 
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relativen Finanzkraft statt, deren Ausmaß durch den Ausgleichs-
satz und den Gemeindeanteil an den Schlüsselzuweisungen de-
terminiert ist. Der Verteilungsschlüssel hat nur insofern Bedeu-
tung, als er mit darüber entscheidet, in welchem Ausmaß die rela-
tiven Finanzkraftpositionen der Gemeinden einander angenähert 
werden: Je größer der Gemeindeanteil an den Schlüsselzuwei-
sungen, desto stärker der Abbau von Finanzkraftdifferenzen zwi-
schen den Gemeinden durch den Finanzausgleich, weil insbeson-
dere die „armen" Gemeinden davon profitieren. Diese Mechanik 
wird durch die Kreisumlage verstärkt. Ein höherer Gemeindeanteil 
an den Schlüsselzuweisungen geht zwangsläufig mit einem nie-
drigeren Anteil der Zentralkreise einher. Die Folge ist ein Anstieg 
des Kreisumlagesätze, der sich zu Lasten der „reichen" Gemein-
den auswirkt, ohne daß diese allerdings in der Finanzkraftrang-
folge zurückfallen. 

Aus diesem Sachverhalt lassen sich allerdings keine zwingenden 
Schlußfolgerungen hinsichtlich der adäquaten Höhe des Vertei-
lungsschlüssels ableiten. Dieser berührt nur die relativen Finanz-
kraftpositionen der Gemeinden, nicht deren durchschnittliche 
Ausstattung. Da das erwünschte Ausmaß eines Abbaus von Fi-
nanzkraftdifferenzen - jeweils bezogen auf den Finanzbedarf -
innerhalb gewisser Grenzen der politischen Entscheidung offen-
steht, hat der Gesetzgeber auch bei der Wahl des Verteilungs-
schlüssels einen Entscheidungsspielraum. Dieser Spielraum ist 
groß, weil Übernivellierungseffekte auf der Gemeindeebene gar 
nicht zustande kommen können. 

Die Überlegungen zu den Interdependenzen zwischen Schlüssel-
zuweisungen und Kreisumlage lassen sich folgendermaßen zu-
sammenfassen: 

(1) Von ihrer Aufgabenstellung her vergleichbar sind Gesamtkrei-
se untereinander sowie mit kreisfreien Städten. Die Schlüs-
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selzuweisungen müssen daher so gestaltet sein, daß Ge-
samtkreise und kreisfreie Städte gleich behandelt werden. 
Darüber hinaus sollen sie Finanzkraftdifferenzen abbauen, 
ohne die Finanzkraftreihenfolge zu verändern. 

(2) Von ihrer Aufgabenstellung her nicht ohne weiteres vergleich-
bar sind die Zentralkreise untereinander oder die kreisange-
hörigen Gemeinden verschiedener Gesamtkreise, denn die 
Aufgabenanteile dieser Ebenen variieren zwischen den Ge-
samtkreisen. Folglich kann nur geprüft werden, ob der Finanz-
ausgleich in der Lage ist, eine aufgabenorientierte Finanzaus-
stattung innerhalb eines Gesamtkreises zu gewährleisten. 
Diese Frage betrifft zum einen das Verhältnis zwischen Zen-
tralkreis und kreisangehörigen Gemeinden, zum anderen die 
kreisangehörigen Gemeinden untereinander. 

(3) Infolge der Aufgaben- und Einnahmenverflechtung zwischen 
Zentralkreis und kreisangehörigen Gemeinden dürfen Schlüs-
selzuweisungen und Kreisumlage nicht unabhängig vonein-
ander gesehen werden. Bei gegebener Aufgabenverteilung 
hängt der Umlagebedarf eines Zentralkreises von seiner Aus-
stattung mit Schlüsselzuweisungen ab, und bei gegebenen 
Schlüsselzuweisungen bestimmt die Aufgabenverteilung den 
Umlagebedarf. Der Kreisumlage kommt daher nicht nur eine 
Spitzenausgleichsfunktion zu, sondern sie hat eine ganz zen-
trale Bedeutung für die Verteilung der Finanzausstattung in-
nerhalb des Gesamtkreises. 

(4) Demgegenüber ist die Wahl des Verteilungsschlüssels für die 
Schlüsselzuweisungen ein nachrangiges Problem. Bei korrek-
ter Bemessung der Kreisumlage betrifft sie nur das Ausmaß 
der Finanzkraftnivellierung auf der Ebene der kreisangehöri-
gen Gemeinden, nicht aber die relative Position der Zentral-

kreise oder der Gesamtkreise. 
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2. Entwicklung eines Modells zur Analyse der Ausgleichs-
effekte 

Die bislang in verbaler Argumentation dargelegten Zusammen-
hänge zwischen Schlüsselzuweisungen und Kreisumlage werden 
im folgenden durch verschiedene Modellrechnungen illustriert. 
Aufgabe dieser Modellrechnungen ist es, die Vorgänge auf den 
verschiedenen Ebenen des Finanzausgleichssystems transparent 
zu machen und damit die Notwendigkeit einer integrierten Ge-

samtschau zu unterstreichen. Darüber hinaus lassen sich bei 
Verwendung realitätsnaher Werte die quantitativen Aspekte des 
Ausgleichsverfahrens mit den qualitativen verknüpfen. Schließlich 
kann das in diesem Abschnitt entwickelte Gerüst später zur Dis-
kussion der im Rahmen fiktiver Finanzkraftberechnungen abgelei-
teten „Übernivellierungseffekte" herangezogen werden (vgl. Ab-
schnitt D.3.a.). 

Die Modellrechnungen konzentrieren sich auf das Zusammenspiel 
der Schlüsselzuweisungen nach dem Finanzbedarf (Schlüsselzu-
weisungen B2) mit der Kreisumlage. Außer Betracht bleiben die 
Schlüsselzuweisungen zum Vorwegausgleich unterdurchschnittli-
cher Steuerkraft (Schlüsselzuweisungen A). Sie sind - neben den 
kommunalen Steuereinnahmen - in den Ausgangswerten für die 
Finanzkraft enthalten. Der Verzicht auf eine gesonderte Berück-
sichtigung dieser Zuweisungen ist unproblematisch, da sie nur 
eine Mindestfinanzausstattung sicherstellen, aber keine Änderung 

der Finanzkraftrangfolge bewirken können. Infolgedessen spielen 
sie für eine Nivellierungsprüfung keine Rolle. 

Ebenfalls unberücksichtigt bleiben die Schlüsselzuweisungen 
nach der Einwohnerzahl (Schlüsselzuweisungen B1) und die In-

vestitionsschlüsselzuweisungen, deren Verteilung analog zu den 

Schlüsselzuweisungen B2 erfolgt. Auch diese Vereinfachungen 
dienen ausschließlich der besseren Nachvollziehbarkeit der Über-
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legungen; sie haben keine Bedeutung für die Ergebnisse der Un-
tersuchung. 

Der Modellaufbau läßt sich folgendermaßen skizzieren: 

(1) Ausgangspunkt des Finanzausgleichs ist die Finanzkraft vor 
Schlüsselzuweisungen 82, welche sich aus der Steuerkraft 
und den Schlüsselzuweisungen A ergibt. Die Finanzkraft wird 
jeweils in DM pro Einwohner ausgedrückt und ist daher unmit-
telbar für Vergleichszwecke geeignet. 

(2) Die Finanzkraft vor Schlüsselzuweisungen 82 wird mit dem 
als einheitlich unterstellten Finanzbedarf (ebenfalls in DM pro 
Einwohner) konfrontiert. Im Falle einer Unterschreitung des 
Finanzbedarfs erfolgt ein Ausgleich der Differenz zu 50 % 
durch Schlüsselzuweisungen. Der Finanzbedarf ist im übrigen 
keine objektive Größe, sondern wird mit Blick auf die verfüg-
bare Schlüsselmasse festgelegt. 

(3) Die Finanzkraft vor Schlüsselzuweisungen 82 und der Finanz-
bedarf lassen sich für die Landkreise nur auf Gemeinde- und 
auf Gesamtkreisebene sinnvoll ansetzen. Der Zentralkreis hat 
vor Finanzausgleich keine Finanzkraft, denn diese ergibt sich 
erst im Finanzausgleich nach der Verteilung der Schlüsselzu-
weisungen 82 und der Erhebung der davon abhängigen Kreis-
umlage. 

(4) Die Schlüsselzuweisungen 82 nach Finanzbedarf werden auf 
Zentralkreise und kreisangehörige Gemeinden gemäß Vertei-
lungsschlüssel (in der Regel 69/31) aufgeteilt. Es ergibt sich 
daraus die Finanzkraft nach Schlüsselzuweisungen. Sie ent-
spricht keineswegs der letztlich anzustrebenden Finanzkraft-
verteilung, denn auf dieser Stufe des Finanzausgleichs fehlt 

noch die aufgabenorientierte Regulierung der Finanzkraft zwi-
schen Zentralkreis und Gemeinden. 
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(5) Die Lösung dieses Problems erfolgt auf der nächsten und letz-

ten Stufe des Finanzausgleichs mit Hilfe der Kreisumlage. Un-

terstellt wird dabei ein bestimmter Aufgaben- und Ausgaben-

anteil (in der Regel 40 %) für den Zentralkreis. Die erforderli-

che Kreisumlage resultiert aus diesem Aufgaben- und Ausga-

benanteil unter Berücksichtigung der Ausstattung des Zentral-

kreises mit Schlüsselzuweisungen. 

Die Annahme eines bestimmten Aufgaben- und Ausgabenan-

teils der Zentralkreise dient im übrigen ausschließlich der kor-

rekten Vergleichbarkeit. Es können auch andere Werte als 

40 % verwendet werden, ohne die qualitativen Ergebnisse zu 

verändern. Insbesondere darf der Aufgaben- und Ausgaben-

anteil nicht als festgeschriebene (Durchschnitts-) Größe ver-

standen werden, denn der Finanzausgleich läßt gerade in die-

ser Hinsicht differenzierte Lösungen zu (vgl. dazu Abschnitt 

C.6.). 

(6) Erst die Finanzkraft nach Erhebung der Kreisumlage ist ein 

adäquater Indikator für die Ausgleichseffekte des Gesamtsy-

stems. Gewürdigt werden muß sie vor dem Hintergrund der 

Aufgabenverteilung im Gesamtkreis, in der die Gesamtkreise 

untereinander erheblich differieren können. Nur um diesen Ef-

fekt auszuschalten, wird meist ein gleicher Ausgabenanteil für 

die Zentralkreise vorausgesetzt. Damit lassen sich die Überle-

gungen konzentrieren (aber auch verkürzen) auf die Wechsel-

wirkungen zwischen Schlüsselzuweisungen und Kreisumlage. 

3. Vergleich zwischen Gesamtkreisen und kreisfreien 
Städten 

Aus der Identität ihrer Aufgabenstellung ergibt sich, daß Gesamt-

kreise und kreisfreie Städte im Finanzausgleich gleich behandelt 

werden müssen. Tabelle 1 zeigt, daß diese Forderung durch das 
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.t. 
1\.) 

Tabelle 1: Vergleich zwischen Gesamtkreis und kreisfreier Stadt 

Gebietskörper- Finanzkraft vor Finanz- SZWB2 Finanzkraft nach 

schaften szw 82 [1] bedarf SZWB2 

DM/E FK[3] DM/E DM/E DM/E FK [3] 

Gesamtkreis 1.000 100,0 % 1.400 200 1.200 100,0 % 

Zentralkreis 138 138 

Gemeinden 1.000 100,0 % 1.400 62 1.062 100,0 % 

Gemeinde 1 800 80,0 % 1.400 93 893 84,1 % 

Gemeinde 2 1.000 100,0 % 1.400 62 1.062 100,0 % 

Gemeinde 3 1.200 120,0 % 1.400 31 1.231 115,9 % 

Kreisfreie Stadt 1.000 100,0 % 1.400 200 1.200 100,0 % 

[1] Steuerkraft zuzüglich Schlüsselzuweisungen A. SZW = Schlüsselzuweisungen. 
[2] Der Zentralkreis übernimmt 40 % der Gesamtkreisausgaben. 

Kreisum-

lage [2] 

DM/E 

32,2 % [4] 

342 

-342 

-288 

-342 

-396 

[3] Finanzkraft bezogen auf den Durchschnitt der jeweiligen Gebietskörperschaftsgruppe. 
[4] Erforderlicher Kreisumlagesatz zur Finanzierung der Zentralkreisausgaben gemäß [2]. 

Finanzkraft nach 

Kreisumlage 

DM/E FK[3] 

1.200 100,0 % 

480 100,0 % 

720 100,0 % 

605 84,1 % 

720 100,0 % 

835 115,9 % 



rheinland-pfälzische System der Schlüsselzuweisungen B2 nach 
Finanzbedarf erfüllt wird. Gesamtkreis und kreisfreie Stadt verfü-
gen im vorliegenden Fall über die gleiche Finanzkraft vor Schlüs-
selzuweisungen B2 in Höhe von 1.000 DM pro Einwohner. Auf 
der Ebene des Gesamtkreises resultiert diese Finanzkraft aus 
dem mit der Einwohnerzahl gewichteten Durchschnitt seiner Ge-
meinden. Es werden drei Gemeinden gleicher Größe, aber unter-
schiedlicher Finanzkraft vorausgesetzt. Der Begriff „Gemeinden" 
umfaßt im folgenden die Verbandsgemeinden und die verbands-
freien Gemeinden. 

Bei der Bemessung der Schlüsselzuweisungen B2 werden der 
(einheitliche) Finanzbedarf in Höhe von 1.400 DM pro Einwohner 
und die jeweiligen Finanzkraftzahlen miteinander verglichen. Die 
Hälfte einer positiven Differenz zwischen Finanzbedarf und Fi-
nanzkraft wird durch Schlüsselzuweisungen ausgeglichen. Im vor-
liegenden Fall erhalten Gesamtkreis wie kreisfreie Stadt 200 DM 
pro Einwohner an Schlüsselzuweisungen, welche die Lücke zwi-
schen Finanzbedarf und Finanzkraft in Höhe von 400 DM pro Ein-
wohner zur Hälfte schließen. Zwischen Gesamtkreisen und kreis-
freien Städten treten also keine Verzerrungen ein. 

Auf der Ebene des Gesamtkreises werden die Schlüsselzuwei-
sungen, deren Gesamtvolumen pro Kreiseinwohner von der 
durchschnittlichen Finanzkraft der kreisangehörigen Gemeinden 
abhängt, nun im Verhältnis 69 zu 31 auf Zentralkreis und Gemein-

den aufgeteilt. Mithin erhalten der Zentralkreis 138 DM pro Ein-
wohner und seine Gemeinden im Durchschnitt 62 DM pro Ein-
wohner. Die Gemeinden werden dabei in Abhängigkeit von ihrer 
spezifischen Finanzkraft bedient, d. h. die unterdurchschnittlich fi-

nanzstarke Gemeinde 1 erhält höhere, die überdurchschnittlich fi-

nanzstarke Gemeinde 3 geringere Schlüsselzuweisungen pro Ein-
wohner als die Durchschnittsgemeinde 2. Damit erfolgt unter den 
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kreisangehörigen Gemeinden eine Angleichung der relativen Fi-
nanzkraftpositionen: Die Spanne von 80 bis 120 % vor Schlüssel-
zuweisungen B2 reduziert sich auf 84, 1 bis 115,9 % nach Schlüs-
selzuweisungen. 

Eine aufgabengerechte Verteilung zwischen Zentralkreis und Ge-
meinden setzt voraus, daß auf der nächsten Stufe des Finanzaus-

gleichs die Kreisumlage so festgesetzt wird, daß dem Zentralkreis 
insgesamt ein seinem Aufgabenanteil entsprechender Anteil an 

der Finanzkraft des Gesamtkreises nach Schlüsselzuweisungen 

zur Verfügung steht. In der Modellrechnung sind dies 40 % von 
1.200 DM, also 480 DM pro Einwohner. Nach Abzug von 138 DM 
bereits erhaltener Schlüsselzuweisungen muß der Zentralkreis 

also 342 DM pro Einwohner über die Kreisumlage erhalten. Diese 
knüpft an der Finanzausstattung der kreisangehörigen Gemein-

den nach Schlüsselzuweisungen an, die sich in der Summe auf 

1.062 DM pro Einwohner beläuft. Daraus resultiert der erforderli-
che Umlagesatz von 342/1.062 bzw. 32,2 %. 

Die Erhebung der proportionalen Kreisumlage sorgt hier für eine 

problemgerechte Verlagerung der Finanzkraft innerhalb des Ge-
samtkreises zwischen Gemeinden und Zentralkreis. Betrachtet 

man - wie in Tabelle 1 unterstellt - einen Gesamtkreis mit durch-

schnittlicher absoluter Finanzkraft, der eine relative Finanzkraft 
von 100 % aufweist, so ergibt sich nach proportionaler Kreisum-

lage, daß sowohl der Zentralkreis als auch die durchschnittliche 

Gemeinde eine relative Finanzkraft von 100 % gemessen am je-

weiligen Durchschnitt ihrer Gebietskörperschaftsgruppen errei-

chen. Innerhalb der Gruppe der Gemeinden bleiben die nach 

Schlüsselzuweisungen eingetretenen Finanzkraftrelationen auf-

grund der Verwendung eines einheitlichen Umlagesatzes erhal-

ten. 
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Folgende Ergebnisse der Modellrechnung verdienen Beachtung: 

(1) Der rheinland-pfälzische Finanzausgleich bewirkt eine Gleich-
behandlung von Gesamtkreisen und kreisfreien Städten im 
Schlüsselzuweisungsverfahren. 

(2) Die Aufteilung der Schlüsselzuweisungen innerhalb des Ge-
samtkreises auf Zentralkreis und Gemeinden kann - unab-
hängig vom Verteilungsschlüssel - nur vorläufigen Charakter 
haben, weil die Verteilung der Finanzkraft zwischen diesen 
beiden Ebenen abschließend erst durch die Kreisumlage er-
folgt. 

(3) Bei aufgabenorientierter Festsetzung der Kreisumlage erge-
ben sich nach Finanzausgleich sowohl eine angemessene Fi-
nanzausstattung von Zentralkreis und Gemeinden insgesamt 
als auch eine zielkonforme Annäherung der relativen Finanz-
kraftpositionen auf der Gemeindeebene. 

4. Vergleich zwischen Gesamtkreisen mit unterschiedlicher 
Finanzkraft 

Die bislang abgeleiteten Ergebnisse deuten nicht auf finanzaus-
gleichspolitisch problematische Eigenschaften des rheinland-pfäl-
zischen Systems. Allerdings liefert Tabelle 1 noch keine Informa-
tionen über die Wirkungen des Finanzausgleichs zwischen Ge-
samtkreisen mit unterschiedlicher Finanzkraft vor Schlüsselzuwei-
sungen 82. Einen solchen Vergleich ermöglicht Tabelle 2, in der 
die verschiedenen miteinander verzahnten Stufen des Ausgleichs-
verfahrens am Beispiel eines finanzstarken Gesamtkreises A und 
eines finanzschwachen Gesamtkreises B analysiert werden. 

Gesamtkreis A verfügt vor Schlüsselzuweisungen B2 über eine 
relative Finanzkraft von 110 %, Gesamtkreis B verfügt über 90 %. 
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Tabelle 2: Vergleich zwischen Gesamtkreisen mit unterschiedlicher Finanzkraft 

Gebietskörper- Finanzkraft vor Finanz- SZWB2 Finanzkraft nach 

schatten szw 82 [1] bedarf SZWB2 

DM/E FK [3] DM/E DM/E DM/E FK [3] 

Gesamtkreis A 1.100 110,0 % 1.400 150 1.250 104,2 % 

Zentralkreis A 104 104 

Gemeinden A 1.100 110,0 % 1.400 47 1.147 108,0 % 

Gemeinde 1 880 80,0 % 1.400 81 961 83,8 % 

Gemeinde 2 1.100 100,0 % 1.400 47 1.147 100,0 % 

Gemeinde 3 1.320 120,0 % 1.400 12 1.332 116,2 % 

Gesamtkreis B 900 90,0% 1.400 250 1.150 95,8 % 

Zentralkreis B 173 173 

Gemeinden B 900 90,0 % 1.400 78 978 92,0 % 

Gemeinde 1 720 80,0 % 1.400 105 825 84,4% 

Gemeinde 2 900 100,0 % 1.400 78 978 100,0 % 

Gemeinde 3 1.080 120,0 % 1.400 50 1.130 115,6 % 

(1) Steuerkraft zuzüglich Schlüsselzuweisungen A. SZW = Schlüsselzuweisungen. 
[2] Der Zentralkreis übernimmt 40 % der jeweiligen Gesamtkreisausgaben. 

Kreisum-

lage [2) 

DM/E 

34,6 % (4] 

397 

-397 

-332 

-397 

-461 

29,4 % [4] 

288 

-288 

-243 

-288 

-332 

(3] Finanzkraft bezogen auf den Durchschnitt der jeweiligen Gebietskörperschaftsgruppe. 
[4] Erforderlicher Kreisumlagesatz zur Finanzierung der Zentralkreisausgaben gemäß [2]. 

Finanzkraft nach 

Kreisumlage 

DM/E FK [3] 

1.250 104,2 % 

500 104,2 % 

750 104,2 % 

628 83,8 % 

750 100,0 % 

872 116,2 % 

1.150 95,8 % 

460 95,8 % 

690 95,8 % 

583 84,4% 

690 100,0 % 

797 115,6 % 



Tabelle 2 zeigt zunächst einmal, daß die Schlüsselzuweisungen 
B2 den Abstand zwischen den beiden Gesamtkreisen in finanz-
ausgleichspolitisch erwünschter Weise reduzieren. Nach Schlüs-
selzuweisungen B2 belaufen sich die entsprechenden relativen 
Finanzkraftzahlen auf 104,2 % bzw. 95,8 %. Eine Voll- oder gar 
Übernivellierung auf der Ebene der Gesamtkreise ist bei einem 

Ausgleichssatz von 50 % natürlich ausgeschlossen. 

Interessant ist nun der Blick auf die Zentralkreise, die 69 % der 
jeweiligen Schlüsselzuweisungen an die Gesamtkreise erhalten. 
Da sich die Zuweisungen an der Differenz zwischen Finanzbedarf 
und kreisdurchschnittlicher Finanzkraft orientieren, erhalten die 
Zentralkreise in finanzstarken Gesamtkreisen relativ geringe und 
die Zentralkreise in finanzschwachen Gesamtkreisen relativ hohe 
Schlüsselzuweisungen. Die Schlüsselzuweisungen verhalten sich 
also umgekehrt proportional zur Finanzkraft der Gesamtkreise vor 
Schlüsselzuweisungen. Anders ausgedrückt: Je höher die Steuer-
kraft, desto geringer ist zwangsläufig der Anspruch auf Schlüssel-
zuweisungen B2. 

Eine Nivellierungsprüfung auf der Ebene der Zentralkreise und 
der Schlüsselzuweisungen B2 ist im rheinland-pfälzischen System 
des kommunalen Finanzausgleichs schon deshalb nicht sinnvoll, 
weil aussagefähige Kennzahlen, wie sie für Gesamtkreise oder für 
Gemeinden vorliegen, für Zentralkreise nicht gebildet werden kön-
nen. Deshalb kann auch keine vernünftige Aussage darüber ge-
troffen werden, ob und inwieweit die Schlüsselzuweisungen B2 
eine Annäherung oder gar Umkehrung der Finanzkraftrangfolge 
der Zentralkreise bewirken (vgl. dazu die Auseinandersetzung mit 
der „Übernivellierungsthese" in Kapitel 0.3.). 

Auf der Gemeindeebene führen die Schlüsselzuweisungen wie-
derum zu den erwünschten Verteilungseffekten. Im Durchschnitt 
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gewinnen die Gemeinden des „armen" Gesamtkreises: Ihre Fi-
nanzkraft steigt von 90 auf 92 %, während die relative Finanzkraft 
der Gemeinden des „reichen" Landkreises von 110 auf 108 % 

sinkt. Zwischen den Gemeinden eines Gesamtkreises kommt es 
ebenfalls zu einer Annäherung der Finanzkraftpositionen durch 

die Schlüsselzuweisungen, die im finanzschwachen Gesamtkreis 
B etwas stärker ausfällt als im finanzstarken Gesamtkreis A. 

Bei der Regulierung der Finanzkraft zwischen Zentralkreis und 

kreisangehörigen Gemeinden mit Hilfe der Kreisumlage ergeben 
sich aus der Verteilung der Schlüsselzuweisungen notwendiger-

weise unterschiedliche Kreisumlagesätze. Bei gleichem Ausga-

benanteil der Zentralkreise kommt der überdurchschnittlich mit 
Schlüsselzuweisungen ausgestattete Zentralkreis B mit einer 
deutlich geringeren Kreisumlage aus, wenn er den Umlagesatz so 
festlegt, daß sein Anteil an der Finanzkraft des Gesamtkreises 

seinem Aufgaben- und Ausgabenanteil entspricht. Die Werte ei-

ner in diesem Sinne korrekt bemessenen Kreisumlage belaufen 

sich in der Modellrechnung auf 34,6 % für den Landkreis A und 
29,4 % für den Landkreis B. 

Unter Verwendung der korrekten Umlagesätze ergibt sich nach 

Finanzausgleich, daß Zentralkreis und Gemeinden insgesamt je-

weils über die gleiche relative Finanzkraft verfügen. Beide Ebenen 

sind folglich gleichmäßig an einer über- bzw. unterdurchschnittli-
chen Finanzkraft ihres Gesamtkreises beteiligt (104,2 % bzw. 

95,8 %). Da eine proportionale Kreisumlage die relativen Positio-
nen der kreisangehörigen Gemeinden nicht berührt, bleibt es un-

ter den Gemeinden bei der durch die Schlüsselzuweisungen be-

wirkten Annäherung der Positionen. 

Aufgrund der Modellrechnungen ergeben sich folgende Schlußfol-

gerungen: 
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(1) Das rheinland-pfälzische System bewirkt auf der Ebene der 
Gesamtkreise eine zielgerechte Annäherung der Finanzkraft-
positionen. Eine Voll- oder Übernivellierung ist dabei ausge-
schlossen. 

(2) Zentralkreise in finanzschwachen Gesamtkreisen erhalten 
zwangsläufig höhere Schlüsselzuweisungen als Zentralkreise 
in finanzstarken Gesamtkreisen. Diese Systemeigenschaft ist 
finanzausgleichspolitisch von nachrangiger Bedeutung, da mit 
den Schlüsselzuweisungen eine abschließende Regelung der 
Finanzausstattung der Zentralkreise weder beabsichtigt noch 
möglich ist. 

(3) Mittels der Kreisumlage wird die Finanzkraft zwischen Zentral-
kreis und Gemeinden reguliert. Geschieht dies in zielkonfor-
mer Weise unter Berücksichtigung der Aufgabenverteilung, so 
partizipieren der Zentralkreis und seine Gemeinden nach Fi-
nanzausgleich gleichmäßig an der im Gesamtkreis vorhande-
nen Finanzkraft. 

(4) Auch innerhalb der Gruppe der kreisangehörigen Gemeinden 
bewirkt das System per saldo einen Ausgleich im Sinne einer 
Annäherung der Finanzkraftpositionen. Dabei ist zu berück-
sichtigen, daß der effektive Finanzbedarf der Gemeinden von 
ihrem Anteil an den im Gesamtkreis zu erfüllenden Aufgaben 
abhängt. 

5. Verteilungsschlüssel 69/31 und Finanzkraft kreis-
angehöriger Gemeinden 

Im Abschnitt C.1.c. wurde bereits darauf hingewiesen, daß die 

Distributionswirkungen der Schlüsselzuweisungen im Bereich der 
kreisangehörigen Gemeinden auch von der Höhe des Gemeinde-
anteils an diesen Zuweisungen abhängen. Tabelle 3 illustriert die-
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~ Tabelle 3: Verteilungsschlüssel und Finanzkraft kreisangehöriger Gemeinden 

Gebietskörper- Finanzkraft vor Finanz- SZWB2 Finanzkraft nach 

schatten SZWB2 [1] bedarf SZWB2 

DM/E FK [3] DM/E DM/E DM/E FK [3] 

Schlüssel 69/31 1.000 100,0 % 1.400 200 1.200 100,0 % 

Zentralkreis 138 138 

Gemeinden 1.000 100,0 % 1.400 62 1.062 100,0 % 

Gemeinde 1 800 80,0 % 1.400 93 893 84,1 % 

Gemeinde 2 1.000 100,0 % 1.400 62 1.062 100,0 % 

Gemeinde 3 1.200 120,0 % 1.400 31 1.231 115,9 % 

Schlüssel 40/60 1.000 100,0 % 1.400 200 1.200 100,0 % 

Zentralkreis 80 80 

Gemeinden 1.000 100,0 % 1.400 120 1.120 100,0 % 

Gemeinde 1 800 80,0 % 1.400 180 980 87,5 % 

Gemeinde 2 1.000 100,0 % 1.400 120 1.120 100,0 % 

Gemeinde 3 1.200 120,0 % 1.400 60 1.260 112,5 % 

[1] Steuerkraft zuzüglich Schlüsselzuweisungen A. SZW = Schlüsselzuweisungen. 
[2] Der Zentralkreis übernimmt 40 % der jeweiligen Gesamtkreisausgaben. 

Kreisum-

lage [2] 

DM/E 

32,2 % (4] 
342 

-342 

-288 

-342 

-396 

35,7 % (4] 
400 

-400 

-350 

-400 

-450 

[3] Finanzkraft bezogen auf den Durchschnitt der jeweiligen Gebietskörperschaftsgruppe. 
[4] Erforderlicher Kreisumlagesatz zur Finanzierung der Zentralkreisausgaben gemäß [2]. 

Finanzkraft nach 

Kreisumlage 

DM/E FK[3] 

1.200 100,0 % 

480 100,0 % 

720 100,0 % 

605 84,1 % 

720 100,0 % 

835 115,9% 

1.200 100,0 % 

480 100,0 % 

720 100,0 % 

630 87,5 % 

720 100,0 % 

810 112,5 % 



sen Sachverhalt anhand einer Modellrechnung mit dem praktizier-

ten Schlüssel 69/31 und einem alternativen, an der Ausgaben-

quote orientierten Schlüssel 40/60 für denselben Gesamtkreis. 

Gemessen am Schlüssel 69/31 verursacht der Schlüssel 40/60 

zunächst eine Senkung der Schlüsselzuweisungen an den Zen-

tralkreis bei entsprechender Aufstockung des Zuweisungsvolu-

mens für die Gemeinden. Vergleicht man die relative Finanzkraft 

der Gemeinden nach Schlüsselzuweisungen, so zeigt sich, daß 

diese bei Verwendung des Schlüssels 40/60 näher beieinanderlie-

gen. Der Grund dafür ist einfach: Die Gemeinden erhalten nun 

60 % von der Hälfte der Differenz zwischen Finanzbedarf und Fi-

nanzkraft (in DM pro Einwohner) durch Schlüsselzuweisungen; 

zuvor waren es nur 31 %. 

Der höhere Anteil der Gemeinden an den Schlüsselzuweisungen 

geht allerdings mit einem höheren Kreisumlagesatz einher, denn 

der Zentralkreis muß nun verstärkt auf die Kreisumlage zurück-

greifen, um einen unveränderten aufgabengerechten Anteil an der 

Finanzkraft des Gesamtkreises zu erhalten. Die höhere Kreisum-

lage korrigiert den „Vorteil" eines höheren Gemeindeanteils an 

den Schlüsselzuweisungen für die Gemeinden insgesamt. Erhal-

ten bleibt jedoch der stärkere Nivellierungseffekt zwischen den 

kreisangehörigen Gemeinden. In der Modellrechnung reduzieren 

sich die Finanzkraftdifferenzen ausschließlich infolge der Verwen-

dung des anderen Schlüssels von einer Spanne zwischen 84, 1 % 

und 115,9 % auf eine Spanne zwischen 87,5 % und 112,5 %. 

Eindeutig zu beurteilen sind diese Auswirkungen einer Verände-

rung des Verteilungsschlüssels 69/31 nicht, da ein Maßstab für 

die Sachgerechtigkeit der Nivellierungseffekte im Gemeindebe-

reich - abgesehen vom hier nicht verletzten Übernivellierungsver-

bot - nicht existiert. Ein solcher Maßstab ließe sich nur gewinnen, 

wenn es möglich wäre, den Teil der Ausgleichseffekte zu bestim-
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men, der auf der Gemeindeebene ankommen und nicht bei den 
Zentralkreisen „versickern" soll. Am ehesten in Betracht zu ziehen 
wäre in diesem Zusammenhang noch der jeweilige Anteil an den 
gesamten Kreisausgaben. Da dieser Anteil jedoch zwischen den 
Landkreisen variiert, könnte man für praktische Zwecke nur mit 
einer Durchschnittsgröße operieren. Der Kreisumlage würde dann 
weiterhin die Aufgabe zufallen, die Finanzkraftverteilung im Ge-
samtkreis aufgabenorientiert zu regulieren. 

Man muß sich allerdings darüber im klaren sein, daß eine stärker 
an den Aufgabenanteilen orientierte Schlüsselgröße für die Fi-
nanzzuweisungen generell den Anteil der Zentralkreise senken 
und damit den Umlagebedarf erhöhen würde. Finanzpsycholo-
gisch vorteilhaft wäre dies nicht, weil den Gemeinden zunächst 
mehr gegeben, anschließend aber auch mehr genommen würde. 
Die ohnehin von vielen Gemeinden als belastend empfundene 
Kreisumlage würde noch mehr an Gewicht gewinnen, was den 
latenten Konflikt zwischen Zentralkreisen und Gemeinden ver-
schärfen und damit den Finanzbeziehungen im Gesamtkreis 
schaden könnte. 

6. Unterschiede in der Aufgabenverteilung zwischen 
Zentralkreis und Gemeinden 

Bislang wurde für Vergleichszwecke von einem gegebenen Anteil 
der Zentralkreise an den Gesamtkreisausgaben ausgegangen. 
Schon unter dieser Voraussetzung hat sich gezeigt, daß ein an-
gemessener, an den jeweiligen Aufgaben orientierter kommunaler 
Finanzausgleich ohne entsprechenden Einsatz der Kreisumlage 
nicht erreicht werden kann. Dies gilt erst recht unter Berücksichti-
gung unterschiedlicher Aufgabenverteilungen innerhalb der Ge-
samtkreise. 
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Tabelle 4 zeigt den Zusammenhang zwischen Kreisumlage und 
Aufgabenverteilung zwischen dem Zentralkreis und seinen Ge-
meinden. Die beiden Landkreise A und B unterscheiden sich ein-

zig und allein darin, daß der Zentralkreis A 45 %, der Zentralkreis 

B jedoch nur 35 % der Gesamtkreisausgaben zu übernehmen 
hat. Bei der Verteilung der Schlüsselzuweisungen erhalten die 
beiden Zentralkreise das gleiche Pro-Kopf-Volumen, was den 
Zentralkreis B relativ begünstigt. Diesen Vorteil muß er jedoch in 

Form einer geringeren Kreisumlage seinen Gemeinden zurücker-

statten, denn sein „korrekter" Umlagesatz liegt bei 26,6 % gegen-
über dem deutlich höheren Wert des Zentralkreises A mit 37,9 %. 

Die erheblichen Differenzen bei der Kreisumlage sind erforderlich, 
um den in der Modellrechnung ebenso erheblichen Unterschieden 
in den Ausgabenanteilen gerecht zu werden. Sie sorgen dafür, 

daß Zentralkreis A nach Erhebung der Kreisumlage eine über-

durchschnittliche Finanzkraft (112,5 %) aufweist, seine Gemein-

den dagegen eine unterdurchschnittliche (91, 7 %). Umgekehrt 
verhält es sich bei Zentralkreis B (87,5 %) und seinen Gemeinden 
(108,3 %). Bezogen auf ihren unterschiedlichen Finanzbedarf 

bleibt die relative Finanzkraft der Gemeinden dabei übrigens un-

berührt, d. h. die Kreisumlage verhält sich trotz der Niveauunter-
schiede in dieser Hinsicht weiterhin neutral. 

Angesichts der in Tabelle 4 aufgezeigten Abhängigkeit der Kreis-

umlage von der Aufgabenverteilung im Gesamtkreis verbietet sich 

ein isolierter Vergleich der Finanzkraftzahlen für die Zentralkreise 

oder für die Gemeinden. Aussagefähig sind diese Zahlen nur vor 

dem Hintergrund der in den einzelnen Zentralkreisen vorliegen-

den spezifischen Bedingungen. 

Beispielsweise verfügt Gemeinde A 3 vor Schlüsselzuweisungen 

B2 über eine Finanzkraft von 1.200 DM pro Einwohner, nach Fi-

nanzausgleich aber nur noch über 765 DM. Gemeinde B 2 mit ei-
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.i:,.. Tabelle 4: Unterschiede in der Aufgabenverteilung zwischen Zentralkreis und Gemeinden 

Gebietskörper- Finanzkraft vor Finanz- SZWB2 Finanzkraft nach Kreisum-

schatten SZW B2 [1] bedarf SZWB2 lage [2] 

DM/E FK [3] DM/E DM/E DM/E FK[3] DM/E 

Gesamtkreis A 1.000 100,0 % 1.400 200 1.200 100,0 % 37,9 % [4] 

Zentralkreis A 138 138 402 

GemeindenA 1.000 100,0 % 1.400 62 1.062 100,0 % -402 

Gemeinde 1 800 80,0 % 1.400 93 893 84,1 % -338 

Gemeinde 2 1.000 100,0 % 1.400 62 1.062 100,0 % -402 

Gemeinde 3 1.200 120,0 % 1.400 31 1.231 115,9 % -466 

Gesamtkreis B 1.000 100,0 % 1.400 200 1.200 100,0 % 26,6 % [4] 

Zentralkreis B 138 138 282 

Gemeinden B 1.000 100,0 % 1.400 62 1.062 100,0 % -282 

Gemeinde 1 800 80,0 % 1.400 93 893 84,1 % -237 

Gemeinde 2 1.000 100,0 % 1.400 62 1.062 100,0 % -282 

Gemeinde 3 1.200 120,0 % 1.400 31 1.231 115,9 % -327 

[1] Steuerkraft zuzüglich Schlüsselzuweisungen A. SZW = Schlüsselzuweisungen. 
[2] Zentralkreis A übernimmt 45 %, Zentralkreis B übernimmt 35 % der Gesamtkreisausgaben. 
[3] Finanzkraft bezogen auf den Durchschnitt der jeweiligen Gebietskörperschaftsgruppe. 
[4] Erforderlicher Kreisumlagesatz zur Finanzierung der Zentralkreisausgaben gemäß [2]. 

Finanzkraft nach 

Kreisumlage 

DM/E FK [3] 

1.200 100,0 % 

540 112,5 % 

660 91,7 % 

555 84,1 % 

660 100,0 % 

765 115,9% 

1.200 100,0 % 

420 87,5 % 

780 108,3 % 

656 84,1 % 

780 100,0 % 

904 115,9 % 



ner Ausgangsfinanzkraft von 1.000 DM pro Einwohner hat nach 
Kreisumlage dagegen noch 780 DM. Scheinbar wurden hier die 
Finanzkraftrelationen auf den Kopf gestellt. Tatsächlich bedeuten 
765 DM für Gemeinde A 3 jedoch, daß sie zu den überdurch-
schnittlich finanzstarken Gemeinden zählt, denn diesem Betrag 
stehen nur 660 DM an durchschnittlicher Pro-Kopf-Finanzkraft 
gegenüber. Die 780 DM für Gemeinde B 2 entsprechen dagegen 
gerade dem Durchschnitt, der in Landkreis B höher liegt, weil der 
Zentralkreis weniger Ausgaben an sich gezogen hat. 

Im Hinblick auf die Ausgleichseffekte innerhalb der Gesamtkreise 
läßt sich zusammenfassend festhalten: 

(1) Das Ausmaß der Nivellierungseffekte im Bereich der kreisan-
gehörigen Gemeinden variiert mit dem Schlüssel für die Fi-
nanzzuweisungen: Je größer der Anteil der Zentralkreise, de-
sto geringer die Ausgleichseffekte zwischen den Gemeinden. 
Dieser Tatbestand spricht grundsätzlich dafür, den Schlüssel 
69/31 zu modifizieren, sofern eine stärkere Nivellierung auf 
der Gemeindeebene angestrebt wird. 

(2) Eine Erhöhung des Anteils der Gemeinden an den Schlüssel-
zuweisungen impliziert einen Anstieg der durchschnittlichen 
Kreisumlagesätze zur Kompensation der den Zentralkreisen 
entstehenden Einnahmenverluste. Dies ist angesichts der in-
zwischen erreichten Höhe der Umlagesätze finanzpolitisch als 
problematisch einzustufen, denn die Spannungen zwischen 
Gemeinden und Zentralkreisen dürften tendenziell zunehmen. 

(3) Differenzen zwischen den Kreisumlagesätzen können einer-
seits auf der Anfangsausstattung der Zentralkreise mit Schlüs-
selzuweisungen, andererseits auf unterschiedlichen Aufga-
benverteilungen im Gesamtkreis beruhen. Zentrale Funktion 
der Kreisumlage ist es, unter Berücksichtigung dieser Unter-
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schiede eine sachgerechte Verteilung der verfügbaren Mittel 
im Gesamtkreis herbeizuführen. Die Modellrechnungen bele-
gen, daß dies mittels einer proportionalen Kreisumlage ohne 
Rückgriff auf Splitting und Progression möglich ist. 

(4) Auch innerhalb der Gesamtkreise hat das rheinland-pfälzische 
System bei zielkonformem Einsatz der Kreisumlage keine 
Voll- oder gar Übernivellierungseffekte zur Folge. Diese er-
weisen sich bei den Zentralkreisen als Resultat einer unange-
messenen Verkürzung der Betrachtung auf eine Stufe des 
Ausgleichsverfahren, die erst in Verbindung mit der folgenden 
Stufe ein Gesamturteil erlaubt. Zum anderen können Fehlur-
teile darauf basieren, daß bei einem Vergleich zwischen Ge-
meinden, die unterschiedlichen Kreisen angehören, die Diffe-
renzen in der Aufgabenverteilung zwischen Zentralkreis und 
Gemeinden vernachlässigt werden. 
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D. Auseinandersetzung mit der Kritik am kommunalen 
Finanzausgleich in Rheinland-Pfalz 

Die Darstellung und Analyse des Zusammenwirkens von Kreisum-

lage und Schlüsselzuweisungen im rheinland-pfälzischen Finanz-

ausgleich ermöglicht eine finanzwissenschaftliche Würdigung der 

gegen das System vorgetragenen Kritik. Die folgenden Überle-

gungen orientieren sich insbesondere an den Einwänden, die das 

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz in seinem Beschluß vom 

26.11.1996 im Verwaltungsrechtsstreit des Landkreises Germers-

heim gegen das Land Rheinland-Pfalz geäußert hat1, und an dem 

diesem Beschluß zugrunde liegenden Gutachten zur Problematik 

der Schlüsselzuweisungen, das von G. Färber für den Landkreis 

Germersheim erstellt wurde2. 

1. Zur Lösbarkeit der Ausgleichsaufgabe in einem Schritt 

In den meisten Bundesländern erfolgt die Verteilung der Schlüs-

selmasse zunächst auf die verschiedenen Gebietskörperschafts-

gruppen nach gesetzlich festgelegten Prozentsätzen. Bis 1977 

wurde auch in Rheinland-Pfalz so verfahren: Die „drei Säulen" 

des Systems - kreisangehörige Gemeinden, kreisfreie und große 

kreisangehörige Städte sowie Landkreise (Zentralkreise) - erhiel-

ten je einen „Topf" in Höhe von 49,2 %, 13,6 % bzw. 37,2 % der 

Schlüsselmasse (Stand seit 1.1.1974). Aus diesen Töpfen wurden 

dann die den einzelnen Mitgliedern einer Gruppe zustehenden 

Schlüsselzuweisungen vergeben. 

1 Vgl. Vorlagebeschluß des 7. Senats des Oberverwaltungsgerichts Koblenz (Az 
7 A 12002/93.OVG); im folgenden zitiert als „OVG-Beschluß". 

2 Vgl. G. Färber, Schlüsselzuweisungen an die Landkreise im kommunalen Fi-
nanzausgleich von Rheinland Pfalz, Gutachten, Hannover 1994; im folgenden 
zitiert als „Färber-Gutachten". 
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Das Verfahren macht Sinn, wenn der Pro-Kopf-Bedarf zwischen 
den Gruppen als unterschiedlich angesehen wird. Geht man je-
doch - wie das rheinland-pfälzische System - vom „Einwohner = 
Einwohner"-Prinzip aus, so entfällt diese Begründung für ein ge-
trenntes Vorgehen. Im Gegenteil: Die Verwirklichung des Prinzips 
erfordert die Einbeziehung aller Gemeinden und Gemeindever-
bände in ein einheitliches Verteilungssystem, das die funktionelle 
Gliederung im Kreisbereich in Rechnung stellt. 

Gegen die Abkehr vom „Drei-Säulen-System" wird nun jedoch 
eingewandt, daß ein horizontaler, konsistenter Finanzausgleich in 
einem einzigen Schritt nicht erreichbar sei. Es sei ,, ... mathema-
tisch unlösbar, zwei nicht harmonische Ziele, nämlich die Auftei-
lung der Gesamtmasse zwischen den Ebenen Landkreise und 
Gemeinden einerseits sowie die Abbildung der relativen Finanz-
kraftreihenfolge innerhalb dieser Ebenen gemäß der vorhandenen 

effektiven Finanzkraft andererseits in einem einzigen geschlosse-
nen Rechensystem widerspruchsfrei zu erfüllen ... " (OVG-Be-
schluß, S. 51 ). Diese These ist im Hinblick auf das Problem der 
Verteilung der Schlüsselzuweisungen irreführend und bezogen 
auf den gesamten Finanzausgleich unhaltbar. 

Die Verteilung der Schlüsselzuweisungen dient nicht der ab-
schließenden Regelung der Finanzausstattung der Zentralkreise 
und ihrer Gemeinden. Folglich kann auf dieser Stufe des Finanz-
ausgleichs ein widerspruchsfreies Ergebnis weder erwartet wer-
den, noch ist es erforderlich, um eine insgesamt konsistente Lö-
sung herbeizuführen. Wie im folgenden noch näher begründet 
wird, könnte auch ein Drei-Säulen-System das Verteilungspro-

blem zwischen Zentralkreisen und Gemeinden nicht besser be-

wältigen. 

Unter Berücksichtigung einer problemgerecht eingesetzten Kreis-

umlage führt das rheinland-pfälzische System insgesamt zu ver-
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tretbaren und widerspruchsfreien Ergebnissen. Wie die Modell-
rechnungen belegen, lassen sich diese Ergebnisse durchaus in 
einem einzigen, durch die Kreisumlage geschlossenen Rechen-
system erzielen. Das System umfaßt allerdings alle relevanten 
Ausgleichsbeziehungen und vermeidet dadurch irreführende 
Schlußfolgerungen, die sich nur bei einer Verkürzung der Aus-
gleichsaufgabe auf die Schlüsselzuweisungen ableiten lassen. 

Die gegen das „Ein-Topf-Modell" gerichtete Kritik fällt vollends in 
sich zusammen, wenn man das System und seine Wirkungen mit 
dem traditionellen Verfahren vergleicht. Beide Modelle haben das 
gleiche Problem zu lösen, nämlich die anteilige Zurechnung der 
Finanzkraft und des Finanzbedarfs im Gesamtkreis auf Gemein-
den und Zentralkreis. Die Unterschiede liegen in der Vorgehens-
weise und den erforderlichen Zwischenschritten, weniger im Er-
gebnis des Ausgleichsverfahrens. Damit verbunden sind einige 
relative Vor- und Nachteile, die aber keineswegs eine klare Präfe-
renz für eines der Verfahren begründen können. 

Der rheinland-pfälzische Finanzausgleich hat den Vorteil, daß er 
die Gesamtkreise untereinander und gegenüber den kreisfreien 
Städten bei der Verteilung der Schlüsselzuweisungen gleich be-
handelt. Dies ist nicht zuletzt die Folge des Verzichts auf ein ge-
stuftes Verfahren bei der Verteilung der Zuweisungen. Würde 
man die Schlüsselmasse im ersten Schritt auf die verschiedenen 
Gebietskörperschaftsgruppen aufteilen und im zweiten Schritt die 
jeweiligen Töpfe nach Finanzbedarf an kreisfreie Städte, Zentral-
kreise und Gemeinden ausschütten, so wäre eine Gleichbehand-
lung im oben angesprochenen Sinne nicht mehr automatisch ge-
währleistet. 

Erhalten beispielsweise die Zentralkreise einen Topf, der zu einer 
gemessen am durchschnittlichen Aufgabenanteil der Zentralkreise 
zu hohen Dotierung mit Schlüsselzuweisungen führt, so muß der 
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Topf für die kreisangehörigen Gemeinden entsprechend schlech-
ter gefüllt werden, um eine Benachteiligung der kreisfreien Städte 
auszuschließen. Auch in diesem Fall ergibt sich innerhalb der Ge-
samtkreise die Notwendigkeit einer nachträglichen Korrektur über 
die Kreisumlage. Sie muß im Durchschnitt geringer sein, als es 
bei aufgabenorientierter Bedienung der Töpfe der Fall wäre, um 
den Nachteil der Gemeinden bei den Schlüsselzuweisungen aus-
zugleichen. 

Der Bedarf an einem kompensierenden Einsatz der Kreisumlage 
kann nur dann minimiert - nicht völlig beseitigt - werden, wenn es 
bei der Aufteilung der Schlüsselmasse auf die drei Säulen gelingt, 
den durchschnittlichen Finanzbedarf der den einzelnen Säulen 
zugehörigen Körperschaften genau zu treffen. Gerade für Zentral-
kreise und kreisangehörige Gemeinden macht das Schwierigkei-
ten, weil der Bedarf dieser Gebietskörperschaften von der Aufga-
benverteilung zwischen ihnen bestimmt wird, die zudem häufigen 
Veränderungen unterworfen ist. Verschieben sich die Aufgaben-
und damit die Finanzbedarfsrelationen, so müssen im Drei-Säu-
len-System die auf die einzelnen Säulen entfallenden Quoten ge-
nauso angepaßt werden wie es im rheinland-pfälzischen Ein-Topf-
System über die Kreisumlage geschieht. Der Anpassungsbedarf 
verlagert sich nur auf einen anderen Mechanismus, welcher - bei 
identischen Ausgleichszielen - so eingesetzt werden muß, daß 
per saldo die gleichen Ergebnisse nach Finanzausgleich eintre-
ten. 

Weitere Schwierigkeiten kommen ins Spiel, wenn man realisti-
scherweise davon ausgeht, daß die Aufgabenverteilung innerhalb 
der Gesamtkreise unterschiedlich ist. Beispielsweise kann der 
Zentralkreis des Gesamtkreises A mehr Aufgaben übernehmen 
und damit im Vergleich zu seinen Gemeinden einen höheren Fi-
nanzbedarf aufweisen als der Zentralkreis des Gesamtkreises B 
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(vgl. Abschnitt C.6.). In diesem Fall führt die im Drei-Säulen-Sy-
stem notwendige, aber hier eben nicht zutreffende Unterstellung, 
daß alle Zentralkreise denselben Finanzbedarf pro Einwohner ha-
ben, dazu, daß die Zentralkreise mit überdurchschnittlich vielen 
Aufgaben und entsprechend überdurchschnittlichem Finanzbedarf 
zu geringe Schlüsselzuweisungen empfangen. Im Idealfall - aber 
keineswegs notwendigerweise - erhalten ihre Gemeinden zum 
Ausgleich zu hohe Schlüsselzuweisungen. Sofern dieser Effekt 
überhaupt korrigiert werden kann, ist dies wiederum nur über die 
Kreisumlage möglich, die also auch im Drei-Säulen-System ihren 
Charakter als aktives und unentbehrliches Instrument des Finanz-
ausgleichs nicht verlieren würde. 

Die bisherigen Überlegungen basieren auf der Voraussetzung ge-
gebener und identischer Ausgleichsziele. Denkbar wäre in einem 
System mit Vorabaufteilung der Schlüsselmasse auch, daß die 
Verteilung der für die Zentralkreise bestimmten Mittel nach an-
deren Kriterien vorgenommen wird als die Verteilung der für die 
kreisangehörigen Gemeinden bestimmten Mittel. Dies hätte je-
doch zwangsläufig eine Ungleichbehandlung zwischen den Ge-
samtkreisen zur Folge. Vermeiden lassen sich solche Verzerrun-
gen bei der Verteilung der Schlüsselzuweisungen nach dem Fi-
nanzbedarf nur, wenn die Summe der Zuweisungen der Differenz 
zwischen kreisdurchschnittlichem Finanzbedarf und durchschnitt-
licher Finanzkraft multipliziert mit dem Ausgleichssatz entspricht. 
Dies ist im rheinland-pfälzischen System der Fall, wäre aber in ei-
nem Drei-Säulen-System nicht ohne weiteres gewährleistet. 

Eine problemgerechte Orientierung am Finanzbedarf der Gesamt-
kreise würde im Drei-Säulen-System zweierlei implizieren: (1) Die 
Summe der Schlüsselzuweisungen an Zentralkreise und kreisan-
gehörige Gemeinden muß so bemessen werden, daß die Gesamt-
kreise gegenüber den kreisfreien Städten weder bevorzugt noch 
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benachteiligt sind. (2) Die Verteilung der jeweiligen Töpfe auf die 
Gebietskörperschaftsgruppen hat so zu erfolgen, daß Gesamt-
kreise mit gleicher Finanzkraft per saldo gleich hohe Zuweisungen 
nach dem Finanzbedarf erhalten. 

Ein solches Drei-Säulen-System würde sich vom rheinland-pfälzi-
schen Finanzausgleich nicht grundlegend unterscheiden. Bei ei-
ner Vorabverteilung der dem kreisangehörigen Bereich zufließen-
den Schlüsselmasse im Verhältnis 69 zu 31 gäbe es überhaupt 
keine Differenzen. Eine andere Vorabverteilung hätte dieselben 
Folgen wie ein entsprechend modifizierter Verteilungsschlüssel im 
rheinland-pfälzischen System. Dies unterstreicht noch einmal die 
prinzipielle Gleichwertigkeit der Verfahren bei übereinstimmenden 
Zielen, zeigt aber auch, daß die Problematik des Verteilungs-
schlüssels durch eine Rückkehr zum Drei-Säulen-System nicht 
einfach entfällt. 

Unter Berücksichtigung dieser Zusammenhänge spricht nichts für 
die These von der grundsätzlichen Überlegenheit eines mehrstu-
figen Verfahrens bei der Verteilung der Schlüsselzuweisungen 
nach dem Finanzbedarf. Ein schrittweises Vergehen mag auf den 
ersten Blick transparenter sein und das (Schein-) Problem der 
Übernivellierung zwischen den Zentralkreisen zum Verschwinden 
bringen. Dies darf jedoch nicht über die materielle Gleichwertig-
keit der Verfahren hinwegtäuschen, die sich bei gegebenen Aus-
gleichszielen und dementsprechender Gestaltung der Ausgleichs-
instrumente einstellen muß. Auch aus dem Blickwinkel der prakti-
schen Umsetzung kann das Drei-Säulen-System keine gravieren-
den Vorteile reklamieren. Im Gegenteil: Es bedarf schon einer 

sehr flexiblen, den sich wandelnden Aufgabenverhältnissen an-

gepaßten Handhabung der Töpfe, wenn mit dem heutigen System 
vergleichbare Ergebnisse erzielt werden sollen. 
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Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die mathematische Lös-
barkeit der Ausgleichsaufgaben nicht verbessert oder gar erst 
gewährleistet werden kann, indem man sie auf zwei Rechensy-
steme verteilt. Werden diese nicht miteinander verzahnt, so fällt 
die Lösung auf jeder Stufe isoliert gesehen möglicherweise leich-
ter, aber es ergeben sich mit großer Wahrscheinlichkeit Verzer-
rungen, die - im Gegensatz zum rheinland-pfälzischen Modell -
nicht relativ einfach kreisintern zu korrigieren sind. Erfolgt aber die 
notwendige Verzahnung in konsequenter Weise, dann bleibt die 
scheinbare Vereinfachung des Problems aus, denn der horizon-
tale Finanzausgleich muß dann faktisch die jeweils auf einer Stufe 
eintretenden Distributionswirkungen so aufeinander abstimmen, 
wie es auch bei einer Lösung mit einem gemeinsamen Topf erfor-
derlich ist. Hinzu kommt, daß auch ein Drei-Säulen-System die 
Ausgleichsaufgabe nicht abschließend, d. h. ohne weitere Korrek-
turen mittels der Kreisumlage bewältigen kann. 

2. Die Kreisumlage als Instrument des kreisinternen 
Finanzausgleichs 

Im Streit um den rheinland-pfälzischen Finanzausgleich spielt die 
Funktion der Kreisumlage eine herausragende Rolle. Finanzaus-
gleichspolitisch vertretbare Ergebnisse kommen nur zustande, 
wenn die Kreisumlage als flexibles Instrument der Verteilung der 
Finanzkraft im Gesamtkreis herangezogen werden kann. Sie dient 
dann einer aufgabenorientierten Mittelverteilung unter Berücksich-
tigung der durch die Schlüsselzuweisungen entscheidend mitbe-
stimmten Finanzkraft von Zentralkreis und Gemeinden. 

Eine sachgerechte Verteilung der im Gesamtkreis vorhandenen 
Finanzkraft wäre allerdings nicht zu gewährleisten, wenn man der 
Kreisumlage die genannten Funktionen nicht zubilligen dürfte. In 
diesem Zusammenhang sind zwei Aspekte zu diskutieren: 
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(1) Die Kreisumlage würde als Instrument des flexiblen kreisinter-
nen Ausgleichs weitgehend ausfallen, wenn man ihr nur die 
Funktion der „Feinsteuerung" im Finanzausgleich zugestehen 
könnte (vgl. OVG-Beschluß, S. 40). 

(2) Die Kreisumlage hätte auch dann keine umfassenden Regu-
lierungsfunktionen, wenn sie nur Unterschiede in der Aufga-
benteilung, nicht aber Unterschiede im Bereich der Schlüssel-
zuweisungen reflektieren dürfte. 

Der zweite Aspekt kommt ins Spiel, wenn man unterstellt, daß der 
Gesetzgeber die Verteilung der Finanzkraft im Gesamtkreis mit 
der Festlegung des Verteilungsschlüssels für die Zuweisungen 
nach dem Finanzbedarf abschließend regeln wollte. Diese Vor-
stellung steht darüber hinaus hinter den Überlegungen zur „effek-
tiven Finanzkraft" der Zentralkreise, die von einem landesdurch-
schnittlichen und damit festgeschriebenen Umlagesatz ausgehen 
(vgl. Färber-Gutachten, S. 30), welcher allein erst einen sachge-
rechten Vergleich zwischen den Zentralkreisen ermögliche und 
auch nicht mit dem Ziel einer nachträglichen Korrektur der Schlüs-
selzuweisungen geändert werden dürfe. 

a. ,,Feinsteuerung" versus aufgabenorientierte Finanz-
kraftregulierung 

Im preußischen Finanzausgleich hatte die Kreisumlage die Funk-
tion eines Spitzenausgleichs. Sie diente der Finanzierung von 
Ausgaben, die weder durch eigene Steuern noch durch staatliche 
Zuschüsse gedeckt waren. Diese Spitzenausgleichsfunktion ist 
heute nicht mehr gegeben. Über 30 % der gesamten Zentralkreis-
einnahmen entfallen auf die Kreisumlage. Schon aufgrund ihrer 
quantitativen Bedeutung für die Finanzierung der Kreisausgaben 
ist sie daher nicht als Restposten, sondern als tragende Säule 
des Kreisfinanzsystems anzusehen. 
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Der Zentralkreis partizipiert mit der Kreisumlage an den allgemei-
nen Deckungsmitteln der Gemeinden und schränkt natürlich de-
ren Betätigungsfeld ein. Infolgedessen wird die Kreisumlage im 
Finanzverbund zwischen Gemeinden und Kreisen zwangsläufig 
zu einem Instrument der Regelung der Finanzausstattung beider 
Ebenen, das mit dem Ziel einer aufgabengerechten Verteilung 
knapper Finanzmittel zwischen Zentralkreis und Gemeinden ein-
gesetzt werden muß. Dies ist die Haupt- und nicht etwa die Rest-
funktion der Kreisumlage im Finanzausgleich, die sie in jedem Fall 
- unabhängig vom Einfluß anderer Instrumente des Finanzaus-
gleichs auf den kreisinternen Ausgleichsbedarf - zu erfüllen hat. 
In diesem Zusammenhang von einer „Feinsteuerung" zu spre-
chen, geht an der quantitativen und qualitativen Funktion der 
Kreisumlage vorbei. 

Anders zu beurteilen als der Ausgleich zwischen Zentralkreis und 
Gemeinden (fiskalische Funktion) ist ein weitergehender distribu-
tiver Einsatz der Kreisumlage mit dem Ziel eines Abbaus von Fi-
nanzkraftunterschieden zwischen den kreisangehörigen Gemein-
den. Eine proportionale, alle Umlagegrundlagen gleichmäßig be-
lastende Kreisumlage ist in dieser Hinsicht neutral, reicht jedoch 
aus, um die Hauptaufgabe der Finanzkraftregulierung zwischen 
Kreis und Gemeinden zu erfüllen. Ob und inwieweit die Kreisum-
lage in den Dienst darüber hinausgehender Verteilungszwecke 
gestellt werden sollte, kann daher im vorliegenden Zusammen-
hang weitgehend außer Betracht bleiben. 

Der rheinland-pfälzische Finanzausgleich sieht allerdings entspre-
chende Möglichkeiten vor. Die Umlagesätze können für die ein-
zelnen Umlagegrundlagen verschieden hoch angesetzt werden 
(Splitting). Daneben besteht die Möglichkeit einer progressiven 
Staffelung der Umlagesätze für überdurchschnittlich finanzstarke 
Gemeinden. Aus finanzwissenschaftlicher Sicht sind beide Mög-

65 



lichkeiten nicht unproblematisch1, doch richtet sich die Kritik dar-
an nicht gegen die hier in Rede stehende fiskalische Funktion ei-
ner proportionalen Kreisumlage. 

Allenfalls durch die Hintertür lassen sich Splitting und Progression 
ins Spiel bringen, nämlich mit dem Argument, Zentralkreise mit 
einem geringen Anspruch auf Schlüsselzuweisungen könnten 
sich die erforderlichen und ihren Aufgaben angemessenen Mittel 
nicht über eine proportionale Umlage beschaffen. So bezweifelt 
Färber die Sachgerechtigkeit des Finanzausgleichsgesetzes mit 
der Behauptung, charakteristisch für das System sei eine „er-
zwungene" Höherbelastung finanzstarker Gemeinden bei der 
Kreisumlage (vgl. Färber-Gutachten, S. 62). Damit konzediert sie 
zwar die prinzipielle Berechtigung eines dem kreisinternen Fi-
nanzausgleich dienenden Einsatzes einer proportionalen Kreis-
umlage, bestreitet aber dessen Realisierbarkeit in der praktischen 
Politik. Auf diesen Aspekt wird an späterer Stelle noch zurückzu-
kommen sein (vgl. Abschnitt D.3.c.). 

b. Berücksichtigung der Schlüsselzuweisungen im kreis-
internen Finanzausgleich 

Aus finanzwissenschaftlicher Sicht spricht nichts gegen eine auf-
gabenorientierte Ausbalancierung der im Gesamtkreis vorhande-
nen Finanzkraft mittels der Kreisumlage. Wird dies zugestanden, 
so gibt es kaum noch einen überzeugenden Grund, die Berück-
sichtigung der Schlüsselzuweisungen in diesem Zusammenhang 
abzulehnen. Im Gegenteil: Der Umlagebedarf eines Zentralkrei-
ses ist bei gleicher Aufgabenverteilung von seiner Finanzausstat-
tung vor der Umlageerhebung und mithin von der Verteilung der 

Schlüsselzuweisungen determiniert. Auf die Berücksichtigung der 

Vgl. K. Littmann, Über das Elend kommunaler Umlagen, Schriftenreihe der 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, Bd. 122, S. 363 ff. 
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Schlüsselzuweisungen könnte nur verzichtet werden, wenn sich 
deren Verteilung so gestalten ließe, daß kein Korrekturbedarf in-
nerhalb des Gesamtkreises entsteht. 

Die Behauptung, der Gesetzgeber habe über den Verteilungs-
schlüssel eine abschließende Regelung beabsichtigt, hilft hier 
nicht weiter. Erstens kann sie vor dem Hintergrund der Entste-
hungsgeschichte des rheinland-pfälzischen Finanzausgleichsge-
setzes nicht überzeugen, denn der Schlüssel wurde primär unter 
dem Aspekt des rekurrenten Anschlusses an das alte Drei-Säu-
len-System gewählt. Zweitens ist darauf hinzuweisen, daß ein 
Verteilungsschlüssel, der eine abschließende Regelung zum Ziel 
hätte, im Prinzip an der durchschnittlichen Aufgabenverteilung 
innerhalb der Gesamtkreise anknüpfen müßte. Davon ist der 
Schlüssel 69/31 so weit entfernt, daß dem Gesetzgeber kaum 
unterstellt werden kann, er hätte den nach Schlüsselzuweisungen 
verbleibenden Anpassungsbedarf nicht erkannt und damit bewußt 
in Kauf genommen, daß die endgültige Regelung den betroffenen 
Gebietskörperschaften selbst überlassen werden muß. 

Gewichtiger erscheint der Einwand, der Gesetzgeber müsse 
schon auf der Ebene der Schlüsselzuweisungen darauf achten, 
die Notwendigkeit einer nachträglichen Korrektur zu vermeiden 
oder doch zu minimieren. Diese Forderung erscheint einsichtig, 
aber zwingend ist sie nur, wenn ein angemessener kreisinterner 
Finanzausgleich anders nicht erreicht werden kann. Wie die Ana-
lyse des rheinland-pfälzischen Systems gezeigt hat, trifft dieser 
Befund jedoch nicht zu; es sei denn, man hindert die Zentralkreise 
an einer systemkonformen Festsetzung der Kreisumlage mit Blick 
auf ihren Aufgabenanteil und die vorhandene Ausstattung mit 
Schlüsselzuweisungen (und anderen Einnahmen). 

Dies scheint auch die Intention der Überlegungen von G. Färber 
in ihrem Gutachten für den Landkreis Germersheim zu sein. Dort 
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wird argumentiert, es sei bei der Prüfung der Ausgleichseffekte 

der Schlüsselzuweisungen auf der Ebene der Zentralkreise allei-

ne vertretbar, die effektive Finanzkraft der Zentralkreise an lan-

desdurchschnittlichen und damit festgeschriebenen Umlagesät-

zen zu messen (vgl. Färber-Gutachten, S. 30). Wichtig ist diese 

methodische Vorgehensweise insbesondere für die Ableitung von 

„Übernivellierungseffekten" auf der Ebene der Zentralkreise, die 

im folgenden Abschnitt noch genauer analysiert werden. Deren 

Bedeutung steht und fällt jedoch mit den Funktionen, welche der 

Kreisumlage zuerkannt werden. Die These von der Funktionswid-

rigkeit einer flexibel und korrigierend eingesetzten Kreisumlage ist 

daher weniger als eigenständiger Einwand, sondern vor allem als 

notwendige Stütze für die „Übernivellierungsthese" zu interpretie-

ren. überzeugender wird sie dadurch nicht. 

3. ,,Übernivellierung" bei den Zentralkreisen durch 
Schlüsselzuweisungen? 

Gegen das rheinland-pfälzische Finanzausgleichsgesetz wird vor 

allem eingewandt, daß die Verteilung der Schlüsselzuweisungen 

im Verhältnis 69/31 auf der Ebene der Zentralkreise zu Übernivel-

lierungseffekten führe, die finanzausgleichspolitisch nicht zu recht-

fertigen und auch verfassungswidrig seien. Das Färber-Gutachten 

kommt diesbezüglich zu folgendem Ergebnis: ,,Der Ansatz von 

70 % der gemeindlichen Steuerkraft sowie von 70 % der Schlüs-

selzuweisungen A (heute jeweils 69 %; d. V.) in der Kreisfinanz-

kraft bei durchschnittlich effektiv nur ca. 30 % Kreisumlagebela-

stung der kreisangehörigen Gemeinden rechnet den Kreisen Fi-

nanzkraft an, über die sie nicht verfügen. Dieser Ansatz bewirkt 

die Übernivellierung der Kreisfinanzkraft durch Schlüsselzuwei-

sungen B2" (Färber-Gutachten, S. 53). 
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Im folgenden wird zunächst der methodische Ansatz zur Begrün-
dung der Übernivellierungsthese dargestellt und anhand einer 
Modellrechnung nachvollzogen. Anschließend erfolgt eine kriti-
sche Auseinandersetzung mit den Einwänden gegenüber dem 
rheinland-pfälzischen Finanzausgleich, die aus der Übernivellie-
rungsthese abgeleitet werden . Dabei geht es auch um die Be-
hauptung, die Vertauschung der Finanzkraftreihenfolge der Zen-
tralkreise könne nicht ohne negative Folgen über höhere Kreisum-
lagesätze kompensiert werden (vgl. Färber-Gutachten, S. 72). 

a. Übernivellierungseffekte auf der Ebene der Zentralkreise? 

Die Behauptung des Färber-Gutachtens und des OVG-Beschlus-
ses, das rheinland-pfälzische Verfahren der Verteilung der Schlüs-
selzuweisungen führe zu einer Übernivellierung der Finanzkraft-
differenzen zwischen den Zentralkreisen, basiert auf einem Ver-
gleich der Situation der Zentralkreise vor und nach Schlüsselzu-
weisungen . Da die Zentralkreise - von der quantitativ unbedeu-
tenden Grunderwerbsteuer abgesehen - über eine tatsächliche 
Finanzkraft (Steuerkraft) vor Finanzausgleich nicht verfügen, kann 
man ihnen vor Finanzausgleich allenfalls eine fiktive Finanzkraft 
zurechnen, die Färber als „effektive" Finanzkraft der Landkreise 
(Zentralkreise) bezeichnet. 

Bei der Messung dieser fiktiven Finanzkraft der Zentralkreise vor 
Finanzausgleich ist es nach Färber ,, ... alleine vertretbar, ihren 
Umlagebedarf zu landesdurchschnittlichen Umlagesätzen anzu-
setzen" (Färber-Gutachten, S. 30). Die fiktive Finanzkraft der Zen-
tralkreise vor Finanzausgleich ist also definiert als Produkt aus 
dem landesdurchschnittlichen Umlagesatz und den im Gesamt-
kreis vorhandenen Umlagegrundlagen. 

Die Verwendung solcher „Umlagekraftmeßzahlen", die bei den 
Gemeindeverbänden an Stelle einer Steuerkraftmeßzahl treten, 
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ist durchaus üblich, wenn es um die Verteilung von Schlüsselzu-
weisungen aus einem speziellen Topf für die Zentralkreise geht. 
Im rheinland-pfälzischen Finanzausgleich ist ein solches Vorge-
hen jedoch weder beabsichtigt noch möglich. Die Verwendung 
von Umlagekraftmeßzahlen ist diesem System fremd. 

Über den Umfang der dem Gesamtkreis zufließenden Schlüssel-
zuweisungen entscheiden in finanzausgleichspolitisch sinnvoller 
Weise Finanzkraft und Finanzbedarf des Gesamtkreises. Die Zu-
teilung auf Zentralkreis und kreisangehörige Gemeinden erfolgt 
dann nach dem Schlüssel 69/31, ohne daß damit eine abschlies-
sende Regelung beabsichtigt wäre. Diese ist vielmehr über die 
Kreisumlage und mit Blick auf die kreisspezifische Aufgabentei-
lung von den lokalen Gebietskörperschaften selbst vorzunehmen, 
und zwar mit Hilfe eines flexiblen, nicht festgeschriebenen Umla-
gesatzes. 

Tabelle 5 illustriert die Ableitung von „Übernivellierungseffekten" -
entsprechend der Vorgehensweise von Färber - unter Verwen-
dung fiktiver Finanzkraftzahlen für die Zentralkreise. Diese resul-
tieren aus dem durchschnittlichen Umlagesatz der beiden Land-
kreise A und B (32,2 %) multipliziert mit der Finanzkraft der Ge-
meinden nach Schlüsselzuweisungen. Schon daran kann man 
Kritik üben, denn in den Umlagegrundlagen sind die Schlüsselzu-
weisungen an die Gemeinden enthalten, und die fiktive Finanz-

kraft der Zentralkreise hängt infolgedessen von der Verteilung der 
Schlüsselzuweisungen ab, zu deren Beurteilung diese Kennzah-
len dienen sollen. 

Nach dem Färber-Verfahren ergibt sich in Spalte 5 der Tabelle 
rechnerisch eine Übernivellierung des Zentralkreises A, der hinter 

den Zentralkreis B zurückfällt. Genauer ausgeführt: Vor Schlüs-
selzuweisungen B2 weist die Modellrechnung eine fiktive Finanz-

kraft in Höhe von 369 DM pro Einwohner für den Zentralkreis A 
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-..J ..... 

Tabelle 5: ,,Übernivellierung" bei den Zentralkreisen durch Schlüsselzuweisungen? 

Gebietskörper- Finanzkraft vor Finanz- SZWB2 Finanzkraft nach 

schatten szw 82 [1) bedarf SZWB2 

DM/E FK [3] DM/E DM/E DM/E FK[3) 

Gesamtkreis A 1.100 110,0% 1.400 150 1.250 104,2 % 

Zentralkreis A 369 108,0 % 104 473 98,5 % 

Gemeinden A 1.100 110,0% 1.400 47 1.147 108,0 % 

Gemeinde 1 880 80,0% 1.400 81 961 83,8% 

Gemeinde 2 1.100 100,0 % 1.400 47 1.147 100,0 % 

Gemeinde 3 1.320 120,0 % 1.400 12 1.332 116,2 % 

Gesamtkreis B 900 90,0 % 1.400 250 1.150 95,8 % 

Zentralkreis B 315 92,0 % 173 487 101,5 % 

Gemeinden B 900 90,0 % 1.400 78 978 92,0 % 

Gemeinde 1 720 80,0% 1.400 105 825 84,4% 

Gemeinde 2 900 100,0 % 1.400 78 978 100,0 % 

Gemeinde 3 1.080 120,0 % 1.400 50 1.130 115,6 % 

[1] Steuerkraft zuzüglich Schlüsselzuweisungen A. SZW = Schlüsselzuweisungen. 
[2] Zentralkreis A übernimmt 40 % der jeweiligen Gesamtkreisausgaben. 

Kreisum-

lage [2] 

DM/E 

34,6 % [4) 

397 

-397 

-332 

-397 

-461 

29,4 % [4] 

288 

-288 

-243 

-288 

-332 

[3] Finanzkraft bezogen auf den Durchschnitt der jeweiligen Gebietskörperschaftsgruppe. 
[4] Erforderlicher Kreisumlagesatz zur Finanzierung der Zentralkreisausgaben gemäß [2]. 

Finanzkraft nach 

Kreisumlage 

DM/E FK [3] 

1.250 104,2 % 

500 104,2 % 

750 104,2 % 

628 83,8 % 

750 100,0 % 

872 116,2 % 

1.150 95,8 % 

460 95,8 % 

690 95,8% 

583 84,4% 

690 100,0 % 

797 115,6 % 



und 315 DM pro Einwohner für den Zentralkreis B aus. Diese 

Zahlen bilden - etwas abgeschwächt durch die Einbeziehung der 

Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden - die Finanzkraftrei-

henfolge der Gesamtkreise vor Schlüsselzuweisungen B2 ab. Der 

Zentralkreis A verfügt dann über 108 %, der Zentralkreis B über 

92 % der durchschnittlichen (fiktiven) Finanzkraft dieser Gebiets-

körperschaftsgruppe. 

Addiert man nun die tatsächlich an die Zentralkreise fließenden 

Zuweisungen und diese fiktiven Finanzkraftzahlen, so ergeben 

sich (ebenfalls fiktive) Finanzkraftzahlen nach Schlüsselzuwei-

sungen B2. Sie belaufen sich im Modell auf 473 DM pro Einwoh-

ner für den Zentralkreis A sowie 487 DM pro Einwohner für den 

Zentralkreis B. Die Finanzkraftreihenfolge hat sich - gemessen an 

den fiktiven Werten - umgekehrt: Zentralkreis A verfügt nur noch 

über 98,5 %, Zentralkreis B hingegen über 101,5 % der durch-

schnittlichen Finanzkraft der Körperschaftsgruppe. 

Die Modellrechnung macht aber auch deutlich, daß die errechnete 

Übernivellierung entfällt, wenn man auf die sachlich nicht vertret-

bare Verwendung einer am Landesdurchschnitt der Kreisumlage 

orientierten fixen und damit ausgleichsunfähigen Finanzkraft vor 

Finanzausgleich verzichtet. Wird stattdessen eine im Finanzaus-

gleich ermittelte, den Schlüsselzuweisungen B2 angepaßte Kreis-

umlage einsetzt, so stellt sich nämlich nach Abschluß des gesam-

ten Finanzausgleichs die ursprüngliche Finanzkraftreihenfolge mit 

104,2 % für Zentralkreis A und 95,8 % für Zentralkreis B ein (Spal-

te 6). Infolgedessen gilt: Wenn man die finanzwissenschaftlich 

begründete Deutung der Kreisumlage als ein aktives und flexibles 

Element des Finanzausgleichs akzeptiert, dann ist die Behaup-

tung, das rheinland-pfälzische Finanzausgleichsgesetz bewirke 

durch § 10 Abs. 3 und § 11 Abs. 2 Übernivellierungen bei den 

Zentralkreisen, nicht aufrechtzuerhalten. 
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Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob das Färber-Ver-
fahren zur Beurteilung der Distributionswirkungen des rheinland-
pfälzischen Finanzausgleichs überhaupt geeignet erscheint. Da-
gegen sprechen folgende Überlegungen: 

(1) Im rheinland-pfälzischen System basiert das tatsächliche Auf-
kommen der Kreisumlage in starkem Maße auf Faktoren, die 
erst durch den Finanzausgleich geschaffen werden. Dies be-
trifft sowohl die Umlagegrundlagen, in denen die Schlüssel-
zuweisungen an die Gemeinden enthalten sind, als auch die 
jeweiligen Umlagesätze, die nicht nur die Unterschiede in der 
Aufgabenverteilung, sondern auch die Unterschiede in den 
Schlüsselzuweisungen der Zentralkreise reflektieren. Der lan-
desdurchschnittliche Umlagesatz, der den fiktiven Finanzkraft-
zahlen zugrundeliegt, ist mithin eine finanzausgleichsabhängi-
ge Größe, was seine Eignung als „Normierungsfaktor" erheb-
lich beeinträchtigt. 

(2) Da sich die Finanzkraft der Zentralkreise vor Finanzausgleich 
nicht finanzausgleichsunabhängig bestimmen läßt, ist der Ver-
such sinnlos, eine entsprechende Finanzkraftrangfolge zu er-
mitteln. Hinzu kommt, daß die Finanzkraftrangfolge nach Ver-
teilung der Schlüsselzuweisungen nur unter der Vorausset-
zung einer Uedenfalls hinsichtlich einer Korrektur der Zuwei-
sungseffekte) festgeschriebenen Kreisumlage mit der endgül-
tigen Finanzkraftrangfolge übereinstimmt. 

Somit drängt sich der Eindruck auf, daß hier ein Verfahren ge-
wählt wurde, mit dessen Hilfe auf einer Stufe des Finanzaus-
gleichs Übernivellierungseffekte konstruiert werden können, die 
nur deshalb problematisch erscheinen, weil man die nächste Stu-
fe des Finanzausgleichs - die systemkonform eingesetzte Kreis-
umlage - nicht berücksichtigen will. 
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b. Probleme einer Gegensteuerung mittels der Kreisumlage 

Die Übernivellierungsthese erweist sich bei Einbeziehung der 
Kreisumlage in die Beurteilung des Ausgleichsverfahrens als un-
zutreffend. Man könnte allenfalls darauf verweisen, daß die Kreis-
umlage faktisch nicht so flexibel sei, wie es zur Herstellung einer 
aufgabengerechten Verteilung der Finanzkraft innerhalb der Ge-
samtkreise erforderlich wäre. Die Frage nach den Grenzen der 
Kreisumlage als Instrument des Finanzausgleichs muß daher ge-
stellt und diskutiert werden. 

Die Kreisumlage kann immer nur eine Umverteilung der dem Ge-
samtkreis zur Verfügung stehenden Finanzkraft bewirken. Es wur-
de gezeigt, daß der rheinland-pfälzische Finanzausgleich auf der 
Ebene der Gesamtkreise in geradezu idealer Weise funktioniert, 
denn er gewährleistet eine Gleichbehandlung zwischen Gesamt-
kreisen und kreisfreien Städten sowie eine erwünschte und be-
grenzte Nivellierung zwischen unterschiedlich finanzstarken Ge-
samtkreisen (vgl. Kapitel C.3. und C.4.). 

Daraus ergibt sich eine erste wesentliche Schlußfolgerung: Die 
,,Begünstigung" der Zentralkreise in finanzschwachen Gesamt-
kreisen bei der Verteilung der Schlüsselzuweisungen wird durch 
eine entsprechende „Benachteiligung" der Gemeinden auf der 
Gesamtkreisebene aufgewogen. Umgekehrt verfügen die Zentral-
kreise finanzstarker Gesamtkreise über relativ geringere Schlüs-
selzuweisungen, denen entsprechend höhere Schlüsselzuweisun-
gen ihrer Gemeinden gegenüberstehen. 

Wenn nun die Zentralkreise finanzstarker Gesamtkreise einen re-
lativ höheren Kreisumlagesatz beschließen, um ihre Finanzaus-
stattung ihrem aufgabenbedingten Finanzbedarf anzupassen, so 
kann darin auf keinen Fall eine Benachteiligung der kreisangehö-

rigen Gemeinden als Gruppe gesehen werden. Diese geben viel-

74 



mehr über die Kreisumlage nur zurück, was sie - gemessen an 
ihrem Finanzbedarf - zuviel erhalten haben. Im Durchschnitt kann 
es also auch nicht zu einem übermäßigen Eingriff in die Finanz-

hoheit der kreisangehörigen Gemeinden kommen. 

Damit ist allerdings noch nicht gesagt, daß auch die einzelnen Ge-
meinden von einer relativ höheren Kreisumlage nicht übermäßig 
belastet werden. Die Modellrechnungen belegen aber auch in die-
ser Hinsicht das Gegenteil. So zeigt Tabelle 5 (S. 71), daß inner-
halb der Gruppe der kreisangehörigen Gemeinden trotz unter-
schiedlicher Kreisumlagesätze die Finanzkraftunterschiede durch 
den gesamten Finanzausgleich abgebaut werden. Man mag die 
Ausgleichseffekte auf der Gemeindeebene gemessen am Nivel-
lierungsziel als zu gering einstufen und aus diesem Grund für 

einen höheren Gemeindeanteil an den Schlüsselzuweisungen 
plädieren (vgl. Abschnitt C.5.), aber das betrifft eine hier nicht zu 
diskutierende politische Entscheidung. 

Unzutreffend ist jedoch die These von Färber, ein Verstoß gegen 

das Gebot der Gleichbehandlung sei deshalb anzunehmen, weil 
der Finanzausgleich in Rheinland-Pfalz dazu führe, daß die fi-
nanzschwachen Gemeinden eines finanzstarken Gesamtkreises 
schlechter behandelt würden als vergleichbare Gemeinden eines 
finanzstarken Gesamtkreises (vgl. Färber-Gutachten, S. 72). Der 
folgende Sachverhalt bildet den Hintergrund dieser Überlegung. 

Der Verteilungsschlüssel 69/31 bewirkt, daß die Zentralkreise in 

den finanzstarken Gesamtkreisen relativ weniger Schlüsselzuwei-
sungen B2 erhalten als die Zentralkreise in den finanzschwachen 
Gesamtkreisen. Sie müssen deshalb - bei gleichen Ausgabenan-
teilen der Zentralkreise - stärker als jene auf die Finanzierung 

über die Kreisumlage zurückgreifen. Das kann dazu führen, daß 
in verschiedenen Gesamtkreisen gelegene Gemeinden, welche 
vor Schlüsselzuweisungen B2 absolut - gemessen an den DM-
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pro-Einwohner-Werten - finanzkraftgleich waren, nach Finanzaus-
gleich unterschiedlich ausgestattet sind. 

Diese Mechanik betrifft aber nicht nur die finanzschwachen, son-
dern in gleicher Weise die finanzstarken Gemeinden unterschied-
licher Gesamtkreise. Immerhin kann man konzedieren, daß die fi-
nanzschwachen Gemeinden deshalb stärker betroffen sind als die 
finanzstarken, weil der Verteilungsschlüssel 69/31 gegenüber ei-
nem „gemeindefreundlicheren" Schlüssel die finanzstarken Ge-
meinden eines Gesamtkreises begünstigt (vgl. Kapitel C.5.). 

Was die Bewertung des Sachverhaltes unter dem Maßstab der 
„Gleichbehandlung" angeht, so ist zu betonen, daß sich dieser 
Maßstab nur auf Vergleichbares anwenden läßt. Es stellt sich also 
die Frage, ob Gemeinden, welche verschiedenen Gesamtkreisen 
angehören, überhaupt vergleichbar sind. Zu bejahen wäre das 
grundsätzlich nur, wenn die Rahmenbedingungen, unter welchen 
diese Gemeinden operieren - insbesondere auch die Art der Auf-
gabenverteilung zwischen Zentralkreis und Gemeinden - iden-
tisch sein sollten. Davon kann man jedoch keinesfalls ausgehen. 

Insbesondere verbietet sich eine Gegenüberstellung der absolu-
ten DM-pro-Einwohner-Werte, weil dabei unberücksichtigt bleibt, 
daß die einander gegenübergestellten Gemeinden Gliedkörper-
schaften von Gesamtkreisen sind, deren Finanzkraft und finanziel-
le Binnenstruktur (u. U. erheblich) differieren. Diese Unterschiede 
darf man bei einem Vergleich über die Kreisgrenzen hinweg nicht 
außer acht lassen. Jeder Zentralkreis erfüllt zusammen mit seinen 
kreisangehörigen Gemeinden die kommunalen Aufgaben. Eine 
zwangsläufige Folge dieser Verbindung zwischen den kreisange-
hörigen Gemeinden und ihrem Zentralkreis ist die Teilhabe und 
Beteiligung an den relativen Vor- und Nachteilen des jeweiligen 
Gesamtkreises, insbesondere auch soweit sie auf einer über-
bzw. unterdurchschnittlichen Finanzkraft beruhen. 
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Da sich die Position einer Gemeinde primär in Bezug auf ihre lo-

kale Gemeinschaft definiert, kann die Forderung nach Gleichbe-
handlung im Finanzausgleich nur bedeuten, daß Gemeinden, 
welche vor Schlüsselzuweisungen B2 einen gleich großen Anteil 
an der Finanzkraft ihres Gesamtkreises hatten, auch nach Fi-

nanzausgleich bzw. nach Kreisumlage insoweit annähernd gleich 
ausgestattet sein müssen. Der Vergleich muß daher auf die rela-

tive Finanzkraft abstellen, nicht auf die in absoluten DM-pro-Ein-

wohner-Werten gemessene absolute Finanzkraft. 

Tabelle 5 (S. 71) illustriert auch die Wirkungen des Ausgleichsver-

fahrens auf die relativen Finanzkraftpositionen. Betrachtet man 

beispielsweise die finanzschwachen Gemeinden A 1 und B 1, wel-
che vor Finanzausgleich jeweils über 80 % der kreisdurchschnitt-

lichen Finanzkraft verfügen, so führt der Finanzausgleich nach 

Verteilung der Schlüsselzuweisungen B2 und der darauf abge-
stimmten Kreisumlage zu einer Erhöhung der relativen Finanz-
kraft von A 1 auf 83,8 % und von B 1 auf 84,4 % des Kreisdurch-

schnitts. Gemessen an der relativen Finanzkraft liegen die beiden 

für einen Vergleich relevanten Gemeinden also nur um 0,6 Pro-

zentpunkte auseinander. Ihre Anteile sind immer noch fast gleich 
groß, so daß der Forderung nach Gleichbehandlung der Gemein-

den im Finanzausgleich entsprochen wird. 

Nur wenn man den Vergleich anhand der relativen Finanzkraft vor 

Schlüsselzuweisungen 82 durchführt, wird die gewachsene finan-

zielle Binnenordnung der beiden Kreise so geachtet, wie dies der 

Respekt vor einer autonomen Gebietskörperschaft im Finanzaus-

gleich verlangt. Das ist nicht der Fall, wenn man den Finanzaus-

gleich so beurteilt, als gäbe es die Kreise mit ihren unterschiedli-

chen finanziellen Strukturen nicht, sondern lediglich aus diesen 

Strukturen herausgelöste Gemeinden und Zentralkreise. Ob dies 

noch verfassungsmäßig ist, mag dahingestellt sein. Jedenfalls 
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korrespondiert der Vergleich der relativen Finanzkraftzahlen eher 
mit dem Autonomiegedanken als die isolierte und daher irrefüh-
rende Sicht der Gemeinden unabhängig von den Besonderheiten 
ihrer lokalen Gemeinschaft. 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, sei noch einmal betont, daß 
der rheinland-pfälzische Finanzausgleich die im Grundsatz zu er-
haltende finanzielle Binnenstruktur der Landkreise respektiert und 
dennoch - den finanzausgleichspolitischen Zielen entsprechend -
die kreisinternen Finanzkraftunterschiede in gewissem Umfang 
abbaut. In der Tabelle 5 variieren die relativen Finanzkraftpositio-
nen der Gemeinden vor Schlüsselzuweisungen 82 jeweils zwi-
schen 80 % und 120 %. Diese Spanne reduziert sich - bei pro-
portionaler und damit verteilungsneutraler Kreisumlage - durch 
die Verteilung der Schlüsselzuweisungen 82 auf Werte zwischen 
83,8 % und 116,2 % für den finanzstarken Gesamtkreis A bzw. 
auf Werte zwischen 84,4 % und 115,6 % für den finanzschwa-
chen Gesamtkreis B. Mithin ist das Finanzkraftgefälle nach Fi-
nanzausgleich sowohl im Gesamtkreis A als auch im Gesamtkreis 
B kleiner geworden. Der Nivellierungseffekt des Finanzausgleichs 
auf der Gemeindeebene fällt dabei in einem finanzschwachen 
Landkreis etwas stärker aus als in einem finanzstarken Landkreis. 

Allerdings sind diese Unterschiede zum einen so gering, daß sie 
eine finanzpolitische Kritik kaum rechtfertigen können, zumal die 
relativ finanzschwachen Gemeinden des finanzstarken Gesamt-
kreises A immer noch eine vergleichsweise höhere absolute Fi-
nanzkraft aufweisen als diejenigen des Gesamtkreises B. Zum 

anderen gibt es auch keinen Anlaß zu solcher Kritik, denn die stär-
kere Ausgleichsintensität in finanzschwachen Landkreisen läßt 

sich durchaus plausibel mit dem Hinweis auf die dort stärkeren 
Anforderungen an die Solidarität der Kommunen rechtfertigen. 
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Hinzu kommt, daß die hier in Rede stehenden Differenzen auch 
bei Verwendung eines anderen Schlüssels für die Aufteilung der 
Schlüsselzuweisungen B2 auf Zentralkreise und Gemeinden nicht 
verschwinden würden. Selbst wenn dieser Schlüssel der tatsäch-
lichen Aufgabenteilung entspricht, bleibt es bei der etwas schwä-

cheren Nivellierungsintensität im finanzstärkeren Gesamtkreis A. 

Tabelle 6 zeigt für den modellmäßig aufgabengerechten Schlüs-
sel 40/60, daß die Finanzkraftspanne der Gemeinden nach Fi-
nanzausgleich im finanzstarken Landkreis A zwischen 87, 1 % und 
112,9 % und im finanzschwachen Landkreis B zwischen 88,0 % 

und 112,0 % liegt. 

Festzuhalten bleibt, daß eine proportionale, alle Umlagegrundla-
gen gleichmäßig belastende Kreisumlage weder die Gemeinden 
insgesamt, noch die finanzschwachen Gemeinden finanzstarker 
Gesamtkreise über Gebühr belastet. Eine völlig andere Frage ist 

es, ob unzumutbare Belastungen infolge der Anwendung von 
Splitting oder Progression zustande kommen. Diesbezügliche 

Überlegungen wären aber nur von Interesse, wenn der aufgaben-
orientierte Einsatz der Kreisumlage die Anwendung von Splitting 
oder Progression zwingend erforderlich machen würde. Davon 
kann jedoch - entgegen den Ausführungen im Färber-Gutachten 
(S. 60 ff.) - keine Rede sein. 

Im übrigen widersprechen sich die dort vorgetragenen Thesen (1) 
von der Benachteiligung finanzsschwacher Gemeinden in finanz-
starken Gesamtkreisen und (2) von der Unzulässigkeit einer pro-
zentual stärkeren Belastung finanzstarker Gemeinden (S. 61 ). 
Eine proportionale Kreisumlage, die nach These 1 problematisch 
erscheint, wäre nach These 2 erwünscht und umgekehrt. Letztlich 

geht dieser Widerspruch auf eine unzulässige Vermischung der 
Frage nach der angemessenen Regulierung der Finanzkraft zwi-
schen Zentralkreis und Gemeinden (fiskalische Funktion) mit der 
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Tabelle 6: Benachteiligung finanzschwacher Gemeinden in finanzstarken Gesamtkreisen? 

Gebietskörper- Finanzkraft vor Finanz- SZWB2 Finanzkraft nach 

schatten SZWB2 (1) bedarf SZWB2 

Schlüssel 40/60 DM/E FK[3) DM/E DM/E DM/E FK[3) 

Gesamtkreis A 1.100 110,0 % 1.400 150 1.250 104,2 % 

Zentralkreis A 425 106,3 % 60 485 101,0 % 

GemeindenA 1.100 110,0% 1.400 90 1.190 106,3 % 

Gemeinde 1 880 80,0 % 1.400 156 1.036 87,1 % 

Gemeinde 2 1.100 100,0 % 1.400 90 1.190 100,0 % 

Gemeinde 3 1.320 120,0 % 1.400 24 1.344 112,9 % 

Gesamtkreis 8 900 90,0 % 1.400 250 1.150 95,8 % 

Zentralkreis 8 375 93,8 % 100 475 99,0 % 

Gemeinden 8 900 90,0 % 1.400 150 1.050 93,8 % 

Gemeinde 1 720 80,0 % 1.400 204 924 88,0 % 

Gemeinde 2 900 100,0 % 1.400 150 1.050 100,0 % 

Gemeinde 3 1.080 120,0 % 1.400 96 1.176 112,0 % 

[1] Steuerkraft zuzüglich Schlüsselzuweisungen A. SZW = Schlüsselzuweisungen. 
[2] Zentralkreis A übernimmt 40 % der jeweiligen Gesamtkreisausgaben. 

Kreisum-

lage (2) 

DM/E 

37,0 % (4) 

440 

-440 

-383 

-440 

-497 

34,3 % [4] 

360 

-360 

-317 

-360 

-403 

(3] Finanzkraft bezogen auf den Durchschnitt der jeweiligen Gebietskörperschaftsgruppe. 
[4] Erforderlicher Kreisumlagesatz zur Finanzierung der Zentralkreisausgaben gemäß [2]. 

Finanzkraft nach 

Kreisumlage 

DM/E FK[3) 

1.250 104,2 % 

500 104,2 % 

750 104,2 % 

653 87,1 % 

750 100,0 % 

847 112,9 % 

1.150 95,8 % 

460 95,8 % 

690 95,8 % 

607 88,0 % 

690 100,0 % 

773 112,0 % 



Frage nach eventuell darüber hinausgehenden distributiven Zie-

len der Kreisumlage zurück. 

4. Die Problematik des Verteilungsschlüssels 69/31 

Im Abschnitt D.3. wurde gezeigt, daß eine Tendenz zur „Überni-

vellierung" bei den Zentralkreisen nur unter Voraussetzungen ab-

zuleiten ist, die dem Problem nicht gerecht werden. Darüber hin-

aus lassen sich die Distributionswirkungen der Schlüsselzuwei-

sungen noch im System mittels der Kreisumlage korrigieren. Den-

noch könnte es sein, daß der Verteilungsschlüssel 69/31 einen 

sachgerechten Finanzausgleich zwar nicht verhindert, wohl aber 

über Gebühr erschwert. 

a. Mögliche Einwände gegenüber dem Verteilungsschlüssel 
69/31 

Der Verteilungsschlüssel 69/31 entspricht sicher nicht dem Ver-

hältnis der Aufgabenteilung in einem durchschnittlichen Gesamt-

kreis. Daraus werden allerdings einseitige und daher irreführende 

Schlußfolgerungen gezogen. 

(1) Der Haupteinwand richtet sich darauf, daß die vorgegebene 

Gewichtung nicht die durchschnittlichen Ausgabenbelastun-

gen berücksichtigt, und korrespondierend dann auch nicht die 

entsprechenden Relationen der Finanzkraft zutreffend ein-

schätzt, die die Gebietskörperschaftsgruppen im Verhältnis 

zueinander tatsächlich aufweisen. Die ,,fehlerhafte Gewich-

tung" führe auf der Ebene der Landkreise (Zentralkreise) zu 

Übernivellierungen. Steuersehwache Landkreise würden nach 

Finanzausgleich über mehr Mittel verfügen als steuerstarke 

Landkreise (vgl. Färber-Gutachten, S. 35 ff.). Wie in Abschnitt 

D.3. gezeigt, trifft diese „Übernivellierungsthese" nicht zu, weil 
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sie den Finanzausgleich auf die Schlüsselzuweisungen ver-
kürzt und nicht die tatsächlich „nach Finanzausgleich" eintre-
tenden Wirkungen unter Einbeziehung der Kreisumlage zur 
Beurteilung heranzieht. 

(2) Bei grundsätzlicher Akzeptanz der Korrekturfunktion der Kreis-
umlage könnte man immer noch der Auffassung sein, die 
durch den Verteilungsschlüssel 69/31 hervorgerufenen Wir-
kungen seien zu groß, um mit Hilfe der Kreisumlage ausba-
lanciert zu werden. Auch dieser Einwand kann nicht überzeu-
gen, denn Abweichungen zwischen der durchschnittlichen 
Aufgabenteilung und dem Schlüssel 69/31 gleichen sich für 
den Gesamtkreis aus: Was der Zentralkreis zu wenig erhält, 
haben seine Gemeinden zuviel. Eine überdurchschnittliche 
Kreisumlage ist also noch kein Indiz für eine übermäßige Be-
lastung der Gemeinden. 

(3) Die Verwendung der Kreisumlage im Sinne des fiskalischen 
Finanzausgleichs geht auch nicht mit einer Ungleichbehand-
lung der kreisangehörigen Gemeinden einher. Zwar begrenzt 
der Schlüssel 69/31 gegenüber einer stärker aufgabenorien-
tierten Lösung die Nivellierungseffekte des Finanzausgleichs 
auf Gemeindeebene, doch ergeben sich daraus keine willkür-
lichen Differenzen zwischen den Gemeinden, auch dann nicht, 
wenn sie unterschiedlich finanzstarken Gesamtkreisen ange-
hören. 

(4) Ein Rückgriff auf Splitting und/oder Progression bei der Kreis-
umlage ist nicht erforderlich, um Effekte zu korrigieren, die 
aus dem Verteilungsschlüssel 69/31 resultieren. Ob diese 
Möglichkeiten, die auf eine Übertragung distributiver Kompe-
tenzen an die Zentralkreise hinauslaufen, per saldo finanz-
ausgleichspolitisch problematische Wirkungen mit sich brin-
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gen, ist deshalb im vorliegenden Zusammenhang nicht rele-

vant1. 

b. Zur Begründung des Verteilungsschlüssels 69/31 

Die gegen den ,,falschen" Schlüssel 69/31 vorgetragenen Einwän-

de rechtfertigen keinesfalls die Ablehnung des rheinland-pfälzi-

schen Systems. Aus finanzwissenschaftlicher Sicht stellt sich je-

doch die Frage, ob dieser Schlüssel nicht auch positiv begründet 

werden kann. Anders ausgedrückt: Welche Eigenschaften muß 

ein Verteilungsschlüssel aufweisen, der den Bedürfnissen der 

Zentralkreise wie der kreisangehörigen Gemeinden gleichermas-

sen Rechnung tragen soll? Folgende Kriterien können zur Beur-

teilung herangezogen werden: 

(1) Der Verteilungsschlüssel darf eine aufgabenorientierte Vertei-

lung der Finanzkraft zwischen Zentralkreisen und Gemeinden 

nicht verhindern. 

(2) Die aufgabenorientierte Verteilung sollte wenn möglich schon 

auf der Ebene der Schlüsselzuweisungen zustande kommen, 

um den Korrekturbedarf bei der Kreisumlage zu minimieren. 

(3) Der Verteilungsschlüssel sollte die Verwirklichung der Finanz-

ausgleichsziele - insbesondere die Annäherung der Finanz-

kraftpositionen auf der kommunalen Ebene - nicht unnötig er-

schweren. 

(4) Spannungen zwischen Zentralkreis und kreisangehörigen Ge-

meinden, die sich an der Höhe der Kreisumlage entzünden 

können, sollten möglichst vermieden werden. 

1 Gleiches gilt übrigens für mögliche Kumulationswirkungen der Kreisumlage mit 
weiteren Umlagen, die bei den Gemeinden erhoben werden. Vgl. G. Färber, 
Schlüsselzuweisungen an die Landkreise im kommunalen Finanzausgleich von 
Rheinland Pfalz, Gutachten, Hannover 1994, S. 63 ff. 
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Die genannten Kriterien dürften plausibel sein, stehen aber - wie 
die folgenden Überlegungen zeigen werden - nicht konfliktfrei ne-
beneinander. 

Die geringsten Probleme bereitet das erste Kriterium, das auf das 
Verhältnis zwischen Zentralkreis und Gemeinden insgesamt be-
zogen ist. Eine aufgabenorientierte Verteilung der Finanzkraft in-
nerhalb des Gesamtkreises wird durch einen vorgegebenen 
Schlüssel für die Zuweisungen nicht verhindert. Die Verteilung der 
Zuweisungen hat zwar Konsequenzen für die Festsetzung der 
Kreisumlage, doch ist ein sachgerechtes, an der Aufgabenvertei-
lung orientiertes Zusammenspiel dieser Instrumente des Finanz-
ausgleichs stets realisierbar. 

Das zweite Kriterium stellt auf die Minimierung des Korrekturbe-
darfs ab. Hier ist zunächst zu prüfen, inwieweit - bei bestmögli-
cher Gestaltung - eine aufgabenorientierte Mittelverteilung über 
die Schlüsselzuweisungen herbeigeführt werden kann. Nahelie-
gend erscheint dabei die Verwendung eines Schlüssels, der sich 
an der durchschnittlichen Aufgabenverteilung orientiert. Der Kreis-
umlage würde dann immer noch die Aufgabe zufallen, den nach 
Schlüsselzuweisungen verbleibenden Finanzbedarf der Zentral-
kreise unter Berücksichtigung der spezifischen Aufgabenteilung 
innerhalb des jeweiligen Gesamtkreises zu decken. 

Ganz so einfach liegen die Dinge jedoch nicht. Zugunsten einer 
gemessen an ihrem Aufgabenanteil überdurchschnittlichen Dotie-
rung der Zentralkreise läßt sich anführen, daß diesen vor Finanz-
ausgleich deutlich weniger Finanzierungsmöglichkeiten als den 
Gemeinden zur Verfügung stehen, weil eigene Einnahmen in nen-
nenswertem Umfang nicht vorhanden sind. Die Finanzkraft der 
Zentralkreise konstituiert sich erst im Finanzausgleich. Da die Dif-
ferenz zwischen tatsächlicher Finanzkraft und Finanzbedarf vor 
Finanzausgleich größer ist als bei den Gemeinden, scheint ein 
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überproportionaler Anteil an den Schlüsselzuweisungen durchaus 
vertretbar zu sein. 

Allerdings muß man sehen, daß dann die geschilderten „Überni-
vellierungseffekte" an Bedeutung gewinnen, denen bei der Fest-
legung der Kreisumlagesätze Rechnung zu tragen ist. Hinzu 
kommt die Abschwächung der Nivellierungseffekte zwischen den 
kreisangehörigen Gemeinden, die mit einem höheren Anteil der 
Zentralkreise an den Schlüsselzuweisungen einhergeht. Letztlich 
kommt man an einer Abwägung zwischen den verschiedenen ge-
genläufigen Effekten nicht vorbei. Dabei sind folgende Aspekte zu 
beachten: 

(1) Ein relativ hoher Anteil der Zentralkreise an den Schlüsselzu-
weisungen ist mit ihrer unzureichenden Finanzausstattung vor 
Finanzausgleich begründbar. Er steht einer aufgabenorientier-
ten Verteilung der im Gesamtkreis vorhandenen Finanzkraft 
nicht entgegen. 

(2) Je höher der Anteil der Zentralkreise an den Schlüsselzuwei-
sungen, desto geringer die durchschnittlich erforderliche Kreis-
umlage. Aus finanzpsychologischen Gründen ist dies ein Vor-
teil, weil sich die Gemeinden bei einem direkten Zugriff auf 
ihre Finanzkraft stärker belastet fühlen als durch vorenthalte-
ne Finanzzuweisungen. Die Spannungen zwischen Zentral-
kreis und Gemeinden werden von dieser Seite her gemindert. 

Nicht nachvollziehbar ist daher auch die Aussage von Färber, 
der in der Vergangenheit beobachtbare Anstieg der Kreisum-
lagesätze ,, ... sei maßgeblich von den Fehlanreizen der unge-
rechtfertigten Steuerkraftanrechnung im kommunalen Finanz-
ausgleich verursacht" (Färber-Gutachten, S. 75). Das Gegen-
teil - ein im Durchschnitt dämpfender Effekt - wäre zu erwar-
ten gewesen. 
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(3) Während ein „zentralkreisfreundlicher" Schlüssel im Hinblick 
auf die aufgabenorientierte Finanzkraftverteilung und den Ab-
bau der Spannungen im Gesamtkreis vorteilhaft erscheint, 
läuft er dem Kriterium der Minimierung des nachträglichen 
Korrekturbedarfs über die Kreisumlage tendenziell zuwider. 
Zwar reduziert sich der durchschnittliche Umlagesatz, aber die 
Streuung der Umlagesätze nimmt zu, denn die Zentralkreise 
finanzstarker Gesamtkreise benötigen bei gleichem Aufga-
benanteil überdurchschnittliche Umlagesätze, während die 
Zentralkreise finanzschwacher Gesamtkreise mit unterdurch-
schnittlichen Umlagesätzen auskommen. Tendenziell vermin-
dert dieser Effekt auch den unter (2) angeführten finanzpsy-
chologischen Vorteil für die überdurchschnittlich finanzstarken 
Gesamtkreise. 

(4) Ein negativer Zusammenhang besteht schließlich zwischen 
den Ausgleichszielen auf der kommunalen Ebene und einem 
hohen Zentralkreisanteil an den Schlüsselzuweisungen, denn 
die Annäherung der relativen Finanzkraftpositionen zwischen 
den Gemeinden wird dadurch abgeschwächt. Inwieweit der 
Zentralkreis in seiner Umlagepolitik (Splitting, Progression) 
und in seiner Ausgabenpolitik darauf Rücksicht nehmen kann 
und soll, ist eine offene Frage. Die wünschenswerte Nivellie-
rungsintensität läßt sich jedenfalls nicht bzw. nur in groben 
Grenzen bestimmen, so daß der „richtige" Verteilungsschlüs-
sel auch mit Hilfe dieses Kriteriums nicht festgelegt werden 
kann. 

Aufgrund dieser Überlegungen gelangt man zu dem Ergebnis, 

daß der Schlüssel 69/31 aus finanzwissenschaftlicher Sicht weder 
eindeutig begründet, noch klar verworfen werden kann. Dies mag 
unbefriedigend sein, reflektiert aber letztlich nur die Tatsache, daß 

politische Entscheidungsträger einen Spielraum haben müssen, 
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wenn verschiedene, teils miteinander nur eingeschränkt kompati-
ble Ziele gegeneinander abzuwägen sind. Mit der gebotenen Zu-
rückhaltung kann man allenfalls für eine Überprüfung des Vertei-

lungsschlüssels vor dem Hintergrund der aufgezeigten Wirkungen 
plädieren, wobei eine den durchschnittlichen Ausgabenanteilen 
näherkommende Gewichtung in Erwägung zu ziehen wäre. 

5. Das Problem der „Grenzbelastung" im Finanzausgleich 

Ein Problem (nicht nur) des rheinland-pfälzischen Finanzaus-

gleichs ist die Grenzbelastung der kommunalen Gebietskörper-
schaften, die sich im Falle eines Anstiegs der kommunalen Steu-
erkraft aufgrund sinkender Zuweisungsansprüche und steigender 
Umlageverpflichtungen ergibt. Im Hinblick auf die allokativen Ei-
genschaften kommunaler Finanzausgleichssysteme sei ,, ... der 

negative Grenzertrag der Ansiedlung zusätzlicher Gewerbesteu-
erzahler für die Kreisfinanzen als außerordentlich kritisch anzuse-
hen" (Färber-Gutachten, S. 73). Das Interesse der betroffenen 
Gebietskörperschaften an der Ansiedlung von Unternehmen und 
der Pflege der eigenen Wirtschafts- und Steuerkraft kann verloren 
gehen, wenn ein Anstieg der Steuerkraft der kreisangehörigen 
Gemeinden per saldo mit Einnahmeverlusten für den Kreishaus-
halt einhergeht. 

Die allokativ begründete Kritik am rheinland-pfälzischen Finanz-
ausgleich läßt sich wiederum anhand einer Modellrechnung nach-

vollziehen und überprüfen. Die relevanten Daten finden sich in 
Tabelle 7. Der obere Teil der Tabelle enthält die Ausgangsdaten, 

der untere Teil zeigt die Wirkungen einer Erhöhung der Steuer-
kraft der Gemeinde A 1. Folgende Aussagen können getroffen 
werden: 

(1) Der Anstieg der Steuerkraft (um 90 DM pro Einwohner) in der 
Gemeinde A 1 erhöht die Finanzkraft des Gesamtkreises (um 
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~ Tabelle 7: Das Problem der Grenzbelastung bei wachsender Steuerkraft 

Gebietskörper- Finanzkraft vor Finanz- SZWB2 Finanzkraft nach 

schatten szw 82 [1) bedarf SZWB2 

DM/E FK [3] DM/E DM/E DM/E FK [3] 

Gesamtkreis A 1.000 100,0 % 1.400 200 1.200 100,0 % 

Zentralkreis A 342 100,0 % 138 480 100,0 % 

GemeindenA 1.000 100,0 % 1.400 62 1.062 100,0 % 

Gemeinde 1 800 80,0 % 1.400 93 893 84,1 % 

Gemeinde 2 1.000 100,0 % 1.400 62 1.062 100,0 % 

Gemeinde 3 1.200 120,0 % 1.400 31 1.231 115,9 % 

Gesamtkreis A 1.030 101,5 % 1.400 185 1.215 100,6 % 

Zentralkreis A 350 101,2 % 128 478 99,8 % 

Gemeinden A 1.030 101,5 % 1.400 57 1.087 101,2 % 

Gemeinde 1 890 86,4 % 1.400 79 969 89,1 % 

Gemeinde 2 1.000 97,1 % 1.400 62 1.062 97,7 % 

Gemeinde 3 1.200 116,5 % 1.400 31 1.231 113,2 % 

[1] Steuerkraft zuzüglich Schlüsselzuweisungen A. SZW = Schlüsselzuweisungen. 
[2] Zentralkreis A übernimmt 40 % der jeweiligen Gesamtkreisausgaben. 

Kreisum-

tage [2) 

DM/E 

32,2 % [4] 

342 

-342 

-288 

-342 

-396 

32,2 % [4] 

350 

-350 

-312 

-342 

-396 

[3] Finanzkraft bezogen auf den Durchschnitt der jeweiligen Gebietskörperschaftsgruppe. 
[4] Erforderlicher Kreisumlagesatz zur Finanzierung der Zentralkreisausgaben gemäß [2). 

Finanzkraft nach 

Kreisumlage 

DM/E FK [3) 

1.200 100,0 % 

480 100,0 % 

720 100,0 % 

605 84,1 % 

720 100,0 % 

835 115,9 % 

1.215 100,6 % 

478 99,8 % 

737 101,2 % 

657 89,1 % 

720 97,7 % 

835 113,2 % 



30 DM pro Einwohner). Die relative Finanzkraft des Gesamt-
kreises A vor Finanzausgleich nimmt gegenüber anderen Ge-

samtkreisen zu. 

(2) Der Gesamtkreis A verliert dadurch Finanzzuweisungen im 
Umfang der Hälfte des Finanzkraftzuwachses. Bei gegebener 
Schlüsselmasse würde allerdings der Grundbetrag bzw. der 
,,Finanzbedarf' für alle Landkreise steigen, was den Zuwei-
sungsanspruch des Gesamtkreises A wieder (geringfügig) er-
höhen würde; ein Effekt, der in der Modellrechnung unberück-
sichtigt bleibt. Grundsätzlich gilt aber, daß die höhere Steuer-
kraft im Gesamtkreis A auch den anderen am Finanzaus-
gleich beteiligten Gesamtkreisen (und kreisfreien Städten) zu-
gute kommt. 

(3) Innerhalb des Gesamtkreises A verteilt sich der Verlust an 
Schlüsselzuweisungen zu 69 % auf den Zentralkreis und zu 
31 % auf die Gemeinden, d. h. im vorliegenden Fall auf die 
Gemeinde A 1. Dem Verlust des Zentralkreises steht - bei 
konstantem Kreisumlagesatz - ein Umlagegewinn gegenüber, 
der sich aus dem Wachstum der Umlagegrundlagen im Ge-
samtkreis ergibt. Per saldo tritt jedoch keine volle Kompensa-
tion ein, sondern der Zentralkreis verliert an Finanzkraft nach 
Finanzausgleich. Dagegen profitiert die Gemeinde A 1 auch 
nach Finanzausgleich von der gewachsenen Steuerkraft. 

(4) Zentralkreis A kann den Einnahmeverlust nur durch eine Er-
höhung der Kreisumlage ausgleichen. Er reduziert damit den 
Vorteil der Gemeinde A 1, muß aber auch die übrigen Ge-
meinden stärker belasten. Bei proportionaler Kreisumlage gilt 
also, daß ein Anstieg der Steuerkraft in einer Gemeinde ent-
weder für den Zentralkreis oder für die übrigen kreisangehöri-
gen Gemeinden negative finanzielle Konsequenzen hat. Vor-
teilhaft ist er nur für die Gemeinde selbst (und in geringem 
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Maße auch für die anderen Gesamtkreise sowie kreisfreien 
Städte). Vermeiden lassen sich diese Wirkungen nur, wenn 
der Zentralkreis auf Splitting oder Progression zurückgreift, 
um die Belastung auf die Gemeinde zu konzentrieren, die den 
Verlust „verursacht" hat1. 

Insgesamt sind die Grenzbelastungseffekte des Ausgleichsverfah-

rens als problematisch einzustufen. Sie beruhen insofern auf dem 

speziellen System der Verteilung der Schlüsselzuweisungen, als 
dieses den Zentralkreisen einen gemessen an ihrer Aufgabenquo-
te relativ hohen Anteil zukommen läßt. Vor diesem Hintergrund ist 

zwar kein fundamentaler Systemwechsel angezeigt, wohl aber 

eine Überprüfung des Verteilungsschlüssels 69/31 in Richtung auf 
eine „gemeindefreundlichere" Lösung. 

Im Färber-Gutachten (S. 74 ff.) wird aus dem Befund einer nega-
tiven Grenzeinnahmekraft der Zentralkreise bei wachsender Steu-

erkraft der kreisangehörigen Gemeinden gefolgert, dieser Effekt 

könnte auch zu einer allgemeinen Erhöhung der Kreisumlage-
sätze beitragen. Finanzstarke Kreise, die relativ wenig Zuweisun-
gen erhalten und sich über höhere Kreisumlagesätze refinanzie-

ren müssen, würden damit eine Sogwirkung auf die Umlagesätze 
auch bei vor Finanzausgleich finanzschwächeren Landkreisen 

auslösen. Die systemimmanente Tendenz zur Expansion der 

Umlagesätze störe das Verhältnis zwischen Zentralkreis und Ge-

meinden und bedrohe daher die kommunale Selbstverwaltung 

von Gemeinden und Gemeindeverbänden gleichermaßen. 

Diese These von einer systemimmanenten Tendenz zur Erhö-

hung der Kreisumlagesätze hat spekulativen Charakter. Einer Ex-

Gegen einen solchen Einsatz der distributiven Instrumente läßt sich finanzaus-
gleichspolitisch im übrigen wenig einwenden, denn er dient der durchaus nach-
vollziehbaren Neutralisierung unerwünschter Konsequenzen einer wachsenden 
kommunalen Steuerkraft auf andere Gemeinden im Gesamtkreis. 
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pansion der Kreisumlagen sind schon dadurch Grenzen gesetzt, 
daß die Kreistagsdelegierten häufig auch Gemeinderepräsentan-
ten sind. Auch der Verweis auf die empirische Entwicklung besagt 
wenig, denn ein Anstieg der Kreisumlagesätze kann aus ganz 

verschiedenen Gründen eingetreten sein, insbesondere auch auf-
grund einer stärker „zentralen" Aufgabenerfüllung in den Land-
kreisen. Es sei an dieser Stelle noch einmal hervorgehoben, daß 
der Verteilungsschlüssel 69/31 am wenigsten zu einem im Durch-
schnitt wachsenden Umlagesatz beigetragen haben kann, denn 
er bewirkt eine vergleichsweise hohe Dotierung der Zentralkreise 
mit Schlüsselzuweisungen und reduziert damit den durchschnittli-
chen Umlagebedarf der Zentralkreise. 

Im übrigen könnte der Gefahr einer Aushöhlung der Selbstverwal-
tung auf Gemeindeebene und einer Erhöhung politischer Span-
nungen zwischen Zentralkreis und Gemeinden durch wachsende 

Kreisumlagesätze mit Hilfe eines relativ einfachen Regelmecha-
nismus entgegengewirkt werden. Eine Erhöhung der Kreisumla-
gesätze impliziert für die kreisangehörigen Gemeinden bei gege-
benen Ausgaben entweder eine Erhöhung der Realsteuerhebe-
sätze oder eine zusätzliche Verschuldung. Man kann die Auffas-
sung vertreten, daß es den kreisangehörigen Gemeinden nicht 
zugemutet werden soll, ihren Finanzbedarf in stärkerem Umfang 
als die Zentralkreise selbst durch Kredite zu finanzieren. 

So gesehen dürfte der Zentralkreis die Kreisumlage nur erhöhen, 
wenn sein Verschuldungsgrad (Schuldenstand zu Netto-Ausga-
ben) wenigstens dem durchschnittlichen Verschuldungsgrad sei-

ner Gemeinden entspricht. Die Anwendung dieser Regel würde 
einer Überlastung der Umlage und damit einer Expansion der 

Kreisausgaben zu Lasten der Gemeinden entgegenwirken. Der 
Einbau einer solchen Begrenzung für die Kreisumlage würde das 
System des kommunalen Finanzausgleichs sinnvoll ergänzen. 
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E. Die Ergebnisse der Untersuchung im Überblick 

Abschließend sollen die wichtigsten Ergebnisse der Untersuchung 
noch einmal thesenartig zusammengefaßt werden: 

(1) Eine Besonderheit des kommunalen Finanzausgleichs in 
Rheinland-Pfalz ist die konsequente Verfolgung des „Einwoh-
ner = Einwohner"-Prinzips und der damit verbundene Verzicht 
auf eine Zerlegung der Schlüsselmasse auf die verschiedenen 
Gebietskörperschaftsgruppen. Die Einbeziehung aller Ge-
meinden und Gemeindeverbände in ein einheitliches Vertei-
lungssystem erfordert eine Berücksichtigung der funktionellen 
Gliederung im Kreisbereich. 

Zwischen Gesamtkreisen und kreisfreien Städten ist ein sinn-
voller Vergleich der Wirkungen von Finanzausgleichssyste-
men möglich, da diese Ebenen übereinstimmende Funktionen 
ausüben. Innerhalb eines Gesamtkreises werden die öffentli-
chen Aufgaben jedoch teilweise von den kreisangehörigen 
Gemeinden und teilweise von den Zentralkreisen erfüllt. Bei 
der Beurteilung des Finanzausgleichs muß man beachten, 
daß Zentralkreise untereinander nur eingeschränkt vergleich-
bar sind, da der Zentralisierungsgrad der Aufgabenerfüllung 
zwischen den Gesamtkreisen variiert. 

(2) Das rheinland-pfälzische System führt nur dann zu finanzaus-
gleichspolitisch vertretbaren Ergebnissen, wenn die Schlüs-
selzuweisungen im kreisangehörigen Bereich als erste Stufe 
des Ausgleichsverfahrens mit der Kreisumlage als zweiter 
Stufe sinnvoll und systemgerecht verknüpft werden. Die Kreis-
umlage hat immer eine Verschiebung der Finanzkraft zwi-
schen den Gemeinden und ihrem Zentralkreis zur Folge. Es 
gibt keinen nachvollziehbaren Grund dafür, die erhaltenen 
Schlüsselzuweisungen nicht neben der spezifischen kreisin-
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ternen Aufgaben- und Ausgabenteilung bei der Festsetzung 
der Kreisumlage zu berücksichtigen. Im Gegenteil: Eine auf-
gabenorientierte Regulierung der Finanzkraft ist andernfalls, 
und zwar unabhängig vom Verteilungsschlüssel für die Schlüs-
selzuweisungen, überhaupt nicht möglich. 

(3) Bei ordnungsgemäßem Einsatz der Kreisumlage hat das Aus-
gleichsverfahren einige Vorteile. Seine wesentlichen Eigen-
schaften sind: 

(a) die Gleichbehandlung von Gesamtkreisen und kreisfreien 
Städten, 

(b) eine den Zielen des horizontalen Finanzausgleichs ent-
sprechende Annäherung der Finanzkraftpositionen bei den 
Gesamtkreisen, 

(c) eine bezogen auf die Aufgabenteilung gleichmäßige Parti-
zipation von Zentralkreis und Gemeinden an der jeweiligen 
Kreisfinanzkraft 

(d) und eine vom Verteilungsschlüssel bestimmte Annäherung 
der Finanzkraftpositionen zwischen den kreisangehörigen 
Gemeinden. 

Das heutige System ist dem alten Drei-Säulen-Modell im übri-
gen auch nicht etwa deshalb unterlegen, weil der Versuch, die 
Ausgleichsaufgabe in einem Schritt zu bewältigen, mathema-
tisch unlösbar wäre. Ein Vergleich beider Verfahren belegt 
ihre prinzipielle Äquivalenz, sofern von gleichen Zielen und 
entsprechend gestalteten Ausgleichsinstrumenten ausgegan-
gen wird. 

(4) Die im Färber-Gutachten und dem sich darauf stützenden Be-
schluß des Oberverwaltungsgerichts Koblenz geäußerte Kritik 
am rheinland-pfälzischen Finanzausgleich ist in den zentralen 
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Punkten irreführend oder unzutreffend. Die Ursache dafür liegt 
in der Verkürzung der Überlegungen auf die Schlüsselzuwei-
sungen an die Zentralkreise. Für eine Beurteilung aus finanz-
wissenschaftlicher Sicht unabdingbare Elemente des Aus-
gleichsverfahrens werden einfach ausgeblendet oder durch 
problematische Annahmen ihrer Funktion beraubt. Dies betrifft 
auch und gerade die These von der Übernivellierung bei den 
Zentralkreisen. 

(5) Das Verbot einer Übernivellierung kann in Bezug auf die Zen-
tralkreise schon deshalb nicht sinnvoll angewandt werden, 
weil sich die Finanzkraft der Zentralkreise erst im Finanzaus-
gleich konstituiert. Eine Festschreibung des Kreisumlagesat-
zes zum Zwecke der Ableitung fiktiver Finanzkraftzahlen für 
die Zentralkreise ist unvertretbar, weil der durchschnittliche 
(und erst recht der kreisspezifische) Umlagesatz selbst nicht 
finanzausgleichsunabhängig bestimmt werden kann. Hinzu 
kommt, daß die Finanzkraftrangfolge nach Schlüsselzuwei-
sungen nur unter der Voraussetzung einer festgeschriebenen 
Kreisumlage mit der endgültigen Finanzkraftrangfolge über-
einstimmt, nicht aber unter der Voraussetzung eines system-
konform flexiblen Einsatzes der Kreisumlage. Bei variabler 
Kreisumlage gibt es im kommunalen Finanzausgleich keine 
,,Übernivellierungseffekte" durch Schlüsselzuweisungen. 

(6) Einern korrigierenden Einsatz der Kreisumlage stehen auch 
keine unüberwindlichen Hindernisse oder Nebenwirkungen 
entgegen. Man muß in diesem Zusammenhang berücksichti-
gen, daß finanzstarke Zentralkreise, die wenig Schlüsselzu-
weisungen erhalten und daher einen überdurchschnittlichen 
Umlagesatz beschließen, damit nur auf eine überdurchschnitt-
liche Finanzkraft ihrer Gemeinden zurückgreifen. Da ein sol-
cher Rückgriff ohne Verwendung von Splitting und Progres-
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sion erfolgen kann, gibt es auch keinen Anlaß, eine übermäs-
sige Belastung der finanzstarken Gemeinden im Gesamtkreis 
zu befürchten. Im Gegenteil: Bei proportionaler Kreisumlage 
kommt es zu einer möglicherweise unerwünschten, aber nicht 
gravierenden Abschwächung der Nivellierungseffekte auf Ge-
meindeebene. 

(7) Der Verteilungsschlüssel 69/31 steht einem sachgerechten 
Finanzausgleich keineswegs entgegen. Er hat positive wie 
negative Eigenschaften, die bei einer politischen (Neu-) Fest-
setzung abzuwägen sind. Der relativ hohe Anteil der Zentral-
kreise an den Schlüsselzuweisungen korrespondiert zunächst 
einmal mit ihrer unzureichenden Finanzausstattung vor Fi-
nanzausgleich. Darüber hinaus reduziert er den im Durch-
schnitt erforderlichen Umlagesatz. Dies ist ein finanzpsycho-
logischer Vorteil und entlastet das Verhältnis zwischen Zen-
tralkreisen und ihren Gemeinden. Andererseits impliziert ein 
solcher Schlüssel eine größere Streuung der Umlagesätze, 
eine Abschwächung der Nivellierungseffekte zwischen den 
kreisangehörigen Gemeinden und negative Grenzbelastungen 
der Zentralkreise bei wachsender Steuerkraft. Dies mag per 
saldo für eine stärker an den durchschnittlichen Aufgabenre-
lationen orientierte „gemeindefreundlichere" Lösung sprechen, 
doch sollte die Wahl des Verteilungsschlüssels angesichts 
seiner teils gegenläufigen Effekte der finanzpolitischen Ent-
scheidung überlassen bleiben. 

Insgesamt kann man dem kommunalen Finanzausgleich in Rhein-
land-Pfalz attestieren, daß er aus finanzwissenschaftlicher Sicht 
vertretbare Ausgleichseffekte mit sich bringt. Die Regelungen sind 
allerdings ebensowenig perfekt im Sinne eines theoretisch „opti-
malen" Systems wie die in anderen Bundesländern praktizierten 
Verfahren. Die Besonderheiten des rheinland-pfälzischen Modells 
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- das „Einwohner = Einwohner"-Prinzip und der Verzicht auf eine 
Zerlegung der Schlüsselmasse - erfordern im kreisangehörigen 
Bereich eine Zurechnung der Finanzkraft- und Bedarfsmeßzahlen 
auf Zentralkreis und Gemeinden sowie einen aufgabenorientier-
ten Einsatz der Kreisumlage. Der Verteilungsschlüssel 69/31 ist 
dabei nicht die einzig mögliche Lösung, doch am Prinzip der 
schlüsselmäßigen Dotierung beider Ebenen der Gesamtkreise im 
Zuweisungsverfahren kommt man nicht vorbei. Alternative Mög-
lichkeiten - etwa eine Rückkehr zum Drei-Säulen-Modell - sind 
nur mit relativen Vor- und Nachteilen, nicht aber mit überzeugen-
den Verbesserungen verbunden. Es gibt also aus finanzwissen-
schaftlicher Sicht keinen zwingenden Grund, das bestehende 
System des kommunalen Finanzausgleichs in wesentlichen Ele-
menten zu verändern oder gar aufzugeben. 
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